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Wer wir sind

Die Antikapitalistische Linke (AKL) 
besteht aus bewegungsorientierten Mit-
gliedern der Partei DIE LINKE, aber auch 
aus Parteilosen. Sie sieht sich als Brü-
ckenglied zwischen der Partei DIE LIN-
KE und der übrigen politischen Linken in 
diesem Land und international sowie zu 
den außerparlamentarischen Bewegun-
gen. Die AKL ist auf Bundesebene, aber 
auch in zahlreichen Landesverbänden 
aktiv. Auch in einzelnen Kreisverbänden 
existieren AKL-Gruppen.

Was wir wollen

Die AKL setzt sich für die weite-
re Stärkung des antikapitalistischen 
Profils der Partei DIE LINKE ein. Seit 

ihrer Gründung engagiert sie sich für 
die Einhaltung roter Haltelinien bei der 
Frage der Regierungsbeteiligung: Kei-
ne Militäreinsätze, kein Sozialabbau, 
kein Personalabbau im öffentlichen 
Dienst und keine Privatisierungen mit 
der Partei DIE LINKE! Teile davon wur-
den ins Erfurter Parteiprogramm über-
nommen.

Die notwendigen gesellschaftlichen 
Veränderungen werden nicht durch 
Regierungswechsel erreicht, sondern 
dadurch, dass sich gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse verändern – vor al-
lem durch Protest und Widerstand ge-
gen herrschende Politik. Wir kämpfen 
als AKL dafür, dass DIE LINKE Teil des 
Protests und des Widerstands hier in 
Deutschland, in Europa und weltweit ist 
und den Weg für eine Gesellschaft jen-
seits des Kapitalismus öffnet.
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Editorial

von Lucy Redler

Wenn ihr das lest, haltet ihr die 
dritte Ausgabe der „aufmüpfig“ der 
Antikapitalistischen Linken in euren 
Händen. Aufmüpfig waren in letzter 
Zeit vor allem Hunderttausende Fran-
zösinnen und Franzosen, die mit ihren 
Gelbwesten Macron eingeheizt und 
erste Zugeständnisse erstritten ha-
ben.

100 Jahre nach der Ermordung 
von Rosa und Karl bleibt Rosa Lux-
emburgs Annahme, dass im Kampf 
für Reformen das Bewusstsein für 
grundlegende, revolutionäre Verän-
derungen entsteht, hochaktuell. Wir 
sehen in Frankreich noch keine revo-
lutionären Prozesse, aber der Beginn 
einer Revolte, eines Aufstand gegen 
Macron, der sich vor kurzem noch als 
Napoleon präsentierte. Jetzt fordert 
jede Demonstration seinen Rücktritt. 
Der ägyptische Präsident Al-Sisi und 
der türkische Staatschef Erdogan ha-
ben bereits den Verkauf von gelben 
Westen verboten. Ein Zeichen der 

Angst, dass die Proteste international 
nachgeahmt werden.

DIE LINKE hat sich zurecht mit 
den Protesten solidarisiert und sie 
als Ermutigung für den Widerstand in 
Deutschland bezeichnet. Dafür wurde 
sie von Merkel scharf angegriffen. Wir 
meinen: Wenn wir für unsere interna-
tionale Solidarität von Merkel kritisiert 
werden, hat DIE LINKE alles richtig 
gemacht. Noch schöner wäre noch 
ein Auftritt der gesamten Bundestags-
fraktion in Gelbwesten gewesen.

Das beste Mittel der Solidarität mit 
den aufständischen Gelbwesten ist 
die Unterstützung und Initiierung von 
sozialen Kämpfen in Deutschland. Die 
#unteilbar-Demonstration am 13. Ok-
tober mit 240.000 Teilnehmer*innen 
hat uns erneut vor Augen geführt, 
welches Potential dafür existiert. Aber 
auch im Bereich Mieten gibt es neue 
Ansätze. So startet in Berlin derzeit 
eine Kampagne „Deutsche Wohnen 
& Co. enteignen“, die sowohl von der 
Bundespartei als auch vom Berliner 
Landesverband unterstützt wird.

Ruhiger geworden ist es um „Auf-
stehen“. Der Versuch, von oben sozi-
ale Bewegungen ohne Verankerung in 
Kämpfen und Bewegungen auszuru-
fen, ist bisher nicht von Erfolg gekrönt 
gewesen und auch die Zerstrittenheit 
unter den Initiator*innen nimmt zu. 
Derzeit wird beteuert, aus „Aufste-
hen“ solle keine Partei werden, die 
zu Wahlen antritt. Wir werden sehen, 
ob diese Worte in einem halben Jahr 
noch ihre Gültigkeit haben.

Eine erste Beratung zwischen Par-
teivorstand und Bundestagsfraktion 
zu Migrationspolitik hat Gemeinsam-
keiten festgehalten, aber ist an der 
zentralen Streitfrage zu Arbeitsmigra-

tion und des Verhältnisses zwischen 
Partei und der Fraktionsvorsitzenden 
der LINKEN in Bezug auf ihre Position 
als Sprecherin von „Aufstehen“ nicht 
weiter gekommen. Einen Bericht der 
beiden AKL-Bundessprecher*innen 
im Parteivorstand von der Sitzung fin-
det ihr auf antikapitalistische-linke.de

In der Migrationspolitik bereitet 
uns jedoch nicht nur die Position der 
Fraktionsvorsitzenden Sorgen, son-
dern auch die Praxis der Bundeslän-
der mit LINKEN in der Regierung, die 
weiterhin Abschiebungen - selbst im 
Winter - durchführen.

Ein Schwerpunkt der dritten Ausga-
be der „aufmüpfig“ sind die Diskussi-
onen rund um die Europawahlen. Der 
Wahlkampf bietet eine Chance, DIE 
LINKE als internationalistische Partei, 
die eine scharfe Kritik an der EU der 
Herrschenden formuliert, weiter auf-
zubauen. Leider enthält der Program-
mentwurf des Parteivorstands an den 
Europaparteitag keine klare Analyse 
der EU als Formation der führenden 
kapitalistischen Nationalstaaten Eu-
ropas. Thies Gleiss erklärt in einem 
lesenswerten Beitrag, dass die EU 
keine Alternative zu Rassismus oder 
Nationalismus ist und spricht sich für 
ein sozialistisches Europa aus, das im 
Widerstand wächst.

Wir freuen uns auf euer Feedback. 
Lob, Kritik und Ideen für die nächste 
Ausgabe könnt ihr gern an uns rich-
ten: info@antikapitalistische-linke.de 

Lucy Redler, eine von acht 
Bundessprecher*innen 
der AKL und Mitglied im 
Parteivorstand
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Krise der EU

ZERBRICHT DIE EU 
AN IHREN INNEREN 
WIDERSPRÜCHEN?
von Klaus Dräger

Eine knappe Mehrheit der deutschen 
Bevölkerung (49 %) scheint mit der EU 
und ihren Institutionen noch zufrieden 
zu sein.1 Sorgen machten sich die in 
Deutschland im März 2018 vom ‚Euro-
barometer‘ Befragten zu Themen wie 
Einwanderung (38 %), Gesundheit und 

soziale Sicherung sowie um das Bil-
dungssystem (22 - 23 %). Der ‚Brexit‘ 
und der ‚Haushaltsstreit der EU‘ mit 
Italien irritieren, der drohende globale 
Handelskrieg des US-Präsidenten Do-
nald Trump verunsichert. Die Hoffnung: 
es wird für ‚Deutschland als Wohlstand-
sinsel‘ in der EU auch weiterhin reichen. 

Wohin die real existierende Europäi-
sche Union treibt, wird derzeit nur von 
Minderheiten thematisiert. Ein genaue-
rer Blick darauf lohnt aber.

1. „EU-Integrationsfortschritt“ 
zur Aufrüstungsunion

Bereits mit dem Vertrag von Lissabon 
(2007/9) haben sich die EU-Staaten 
zu weiterer Aufrüstung verpflichtet und 
wollten die Gemeinsame Europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
zügig vorantreiben. Dies wird nun erheb-
lich beschleunigt.  

Im Frühjahr 2017 wurde die schon 
länger geplante ‚Ständige Strukturier-
te Zusammenarbeit‘ im Militärbereich 
(PESCO) offiziell aktiviert, an der 25 
EU-Staaten teilnehmen (außer Großbri-
tannien, Dänemark und Malta). So ist 
auch die sozialdemokratische Minder-
heitsregierung von Antonio Costa in Por-
tugal dabei, obwohl die seine Regierung 
stützenden linken Kräfte (Linksblock, 
Kommunistische Partei) dies vehement 
ablehnen. Die portugiesischen Konser-
vativen (PSD) unterstützten hingegen 
die Teilnahme an PESCO. Auch Grie-
chenland unter Ministerpräsident Alexis 
Tsipras (Syriza, EL) und das ‚neutrale‘ 
Österreich machen mit. 

PESCO soll militärische Fähigkeiten 
und Kapazitäten der teilnehmenden 
Mitgliedstaaten stärker bündeln und 
militärische Kooperationsprojekte zwi-
schen einzelnen Mitgliedstaaten unter 
diesem Dach voranbringen. Truppenver-
bände sollen schneller bereitgestellt und 
verlegt, die bestehenden militärischen 
EU-Missionen und EU-Battlegroups 
ausgebaut und effizienter werden. An-
gestrebt wird, ‚militärische Spitzenfä-
higkeiten‘ für die EU zu erreichen. Die 
Mitgliedstaaten verpflichten sich weiter-
hin, ihre Militärhaushalte regelmäßig zu 
erhöhen, in die Rüstungsforschung zu 
investieren und mehr und moderneres 
‚Gerät‘ zu beschaffen, auch in punkto 
‚Cyberkrieg‘. 

Im EU-Haushalt soll ein Europäischer 
Verteidigungsfonds (EVF) geschaffen 
werden, der jährlich 500 Millionen Euro 
für Rüstungsforschung und ab 2017 etwa 
8 Milliarden Euro für die Beschaffung 
von Rüstungsgütern bereitstellt. Für die 
Periode 2021 bis 2027 ist geplant, dass 
der EVF insgesamt 48,6 Milliarden Euro 
öffentlicher Gelder für zusätzliche Inves-
titionen im Rüstungssektor mobilisiert. 
Ein gemeinsamer EU-Rüstungsbinnen-
markt soll kommen. 

Parallel dazu soll es weiterhin eine 
enge Zusammenarbeit mit der NATO ge-
ben und deren Vorgabe erfüllt werden, 2 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts des 
jeweiligen Landes für das Militär aus-
zugeben. Bis 2022 soll z.B. der Etat der 
Bundeswehr auf rund 43 Mrd. Euro stei-
gen (im Jahr 2000 lag er noch bei 23,8 
Mrd. Euro). Das NATO-Großmanöver Tri-
dent Juncture 2018 in Norwegen zeigte 
klar, dass Russland dabei das Feindbild 
ist.

Klaus Dräger war langjäh-
riger Mitarbeiter der Links-
fraktion im EP (GUE/NGL) 
im Ausschuss für Beschäfti-
gung und soziale Fragen; jetzt 
im Ruhestand. Mitglied des 
Beirats der Zeitschrift Marxis-
tische Erneuerung, ‚Z‘

1 laut Eurobarometer Umfrage vom März 2018; http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/
index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/STANDARD/surveyKy/2180; damit liegt die Zustim-
mung der ‚Deutschen‘ zur EU inzwischen ziemlich im Mittelfeld der EU-Mitgliedstaaten ...
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Im Juni 2018 wurde die Europäische 
Interventions-Initiative (IEI) gegründet, 
an der sich Frankreich, Deutschland 
sowie 7 weitere EU-Staaten und Groß-
britannien (auch nach dem geplanten 
EU-Austritt) beteiligen. Die IEI zielt auf 
schnelle Einsatzfähigkeit für Ausland-
seinsätze. Sie wurde vom französischen 
Präsidenten Macron forciert. Sein Anlie-
gen: die überlasteten Streitkräfte Frank-
reichs in Afrika (Mali usw.) sollen von 
Deutschland und anderen EU-Partnern 
stärker unterstützt werden.

Die Bundeswehr ist bereits als eine 
kleine ‚Europa-Armee im Aufbau‘ auf-
gestellt: von der deutsch-französischen 
Brigade über die Integration von zwei 
niederländischen Brigaden lange zuvor 
wurden nun auch entsprechende Ein-
heiten aus Rumänien und der Tschechi-
schen Republik einverleibt. Noch mehr 
soll kommen. Was sich mit PESCO her-
ausbildet, ist somit eher ein militärisches 
Kerneuropa unter deutsch-französischer 
Führung.

Bisher galt in Deutschland, dass der 
Bundestag über Bundeswehreinsätze 
vorab von Fall zu Fall entscheidet. Die 
Bundeswehr sei halt eine ‚Parlaments-
armee‘. Im Ratsbeschluss zu PESCO 
steht: „Im Hinblick auf die Verfügbarkeit 
und die Verlegefähigkeit der Truppen 
verpflichten sich die teilnehmenden 
Mitgliedsstaaten, beschleunigtes politi-
sches Engagement auf nationaler Ebene 
anzustreben und gegebenenfalls ihre 
nationalen Beschlussfassungsverfahren 
zu überprüfen.“ Macron und Merkel war-
ben zum 100. Jahrestag des Endes des I. 

Weltkriegs für den Aufbau einer ‚echten 
europäischen Armee‘ (trotz Differenzen 
in Einzelfragen). Die damalige CDU-Ge-
neralsekretärin Kramp-Karrenbauer se-
kundierte: „Auf dem Weg dorthin wer-
den wir den Parlamentsvorbehalt für 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ein 
Stück zurückfahren müssen.“

Die EU als ‚Friedensprojekt‘ - dies war 
schon früher nur ein Mythos. Die ohne 
gesellschaftliche oder auch nur breitere 
parlamentarische Debatte installierte 
PESCO und IEI machen jetzt deutlich: 
die EU drängt in raschen Schritten zu 
einer imperialen europäischen Aufrüs-
tungs- und Interventionsunion. Mit ‚Ver-
teidigung‘ gegen ‚äußere Feinde‘ hat 
dies nichts zu tun. Weder in Brüssel noch 
in Berlin erwarten ernst zu nehmende 
politische Kräfte, dass Russland unter 
Putin in absehbarer Zukunft einen mili-
tärischen Einmarsch in die EU befiehlt. 
Und die ‚humanitären‘ Militärinterventi-
onen des ‚Westens‘ von Afghanistan, Li-
byen etc. bis Mali haben vor allem eines 
bewirkt: weiteren Staatszerfall, Chaos 
und anschwellende Flüchtlingsströme. 

2. „Integrationsfortschritt“ 
zur Flüchtlingsabwehr und 
Ausbau der Festung Europa

Einig sind sich die Regierungen der 
EU-Staaten in der Abwehr von Flüchtlin-
gen. Flüchtlinge nach einem bestimm-
ten Schlüssel auf die EU-Staaten zu 
verteilen, darauf konnte man sich nicht 
einigen. Also wird die Festung Europa 

vertieft. Die EU-Grenzschutzbehörde 
Frontex wurde ausgebaut und mit erwei-
terten Befugnissen ausgestattet. Kriegs-
schiffe zur Kontrolle des Mittelmeers 
wurden eingesetzt, die zivile Seenotret-
tung kriminalisiert und zurück gedrängt. 

Nach der anfänglichen ‚Willkom-
menskultur‘ im Jahr 2015 für Flüchtlinge 
in Deutschland, Österreich usw. kam der 
EU-Türkei-Deal, um die ‚Balkanroute‘ zu 
schließen. Zum brutalen Vorgehen des 
türkischen Militärs in den kurdischen 
Gebieten der Türkei schwiegen die 
EU-Eliten. Die Massenverhaftungen von 
Journalisten, Akademikern, Richtern und 
Oppositionellen kritisierte man vorsich-
tig (Hauptsache, die ‚deutschen Jour-
nalisten‘ werden raus gehauen). Über 
die Einschränkungen der Presse-, Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit zeigte 
man sich besorgt. Die Militärinterventi-
on des AKP-Regimes in den kurdischen 
Regionen von Syrien ist ebenfalls kein 
Anlass für die EU, deutlicher aufzutre-
ten. Zuvor hatten EU und USA die mit 
der PKK ideologisch verbündeten kur-
dischen Kräfte in Syrien (YPG etc.) be-
waffnet, ausgebildet und im Kampf ge-
gen den ‚Islamischen Staat‘ unterstützt. 
Jetzt: Funkstille. Der EU-Türkei-Deal 
könnte ja ansonsten wieder aufgemacht 
werden, und Erdogan die Schleusen für 
die Flüchtlingsströme nach Europa wie-
der öffnen.

Die nächste Front: die ‚Mittelmeer-
route‘ soll durch maßgeschneiderte Ab-
kommen mit arabischen Staaten und an-
deren auf dem afrikanischen Kontinent 
blockiert werden, darunter Jordanien, 

Die EU ist militaristisch: Flaggenzeremonie mit deutschem Soldaten der EU-Streitkräfte 
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Libanon, Marokko, Mauretanien, Sene-
gal, Mali, Äthiopien, Mali, Niger, Tschad, 
Nigeria usw. Entsprechende Deals gab 
es schon vorher. Z.B. von spanischen 
Regierungen mit jenen von Marokko, 
Mauretanien, Tunesien usw. Oder von 
den Regierungen Italiens mit dem da-
maligen libyschen Machthaber Gaddafi, 
der jahrelang zuverlässig für die EU die 
Wüstenroute über ‚sein‘ Territorium zum 
Mittelmeer blockierte und von Frank-
reichs Präsidenten Sarkozy lange hofiert 
wurde. Gaddafis Regime wurde 2011 
von der Nato (USA, Frankreich, Groß-
britannien) weg gebombt. Libyen zerfiel 
als Staat, rivalisierende Milizen kämp-
fen bis heute um die Kontrolle. Deshalb 
schreckt die EU als selbst erklärte ‚Wer-
tegemeinschaft‘ auch nicht vor schmut-
zigen Deals mit libyschen Milizen zurück, 
um ihr Ziel der Flüchtlingsabwehr zu er-
reichen.

Hier offenbart sich der Zynismus bür-
gerlicher ‚Realpolitik‘ - mit autoritären 
Regimen zusammenarbeiten, wenn es 
‚europäischen‘ Interessen dient. Ent-
wicklungshilfe und Vorteile bei den Han-
delsbeziehungen für Staaten in Afrika 
werden daran gekoppelt, dass sie ihre 
Grenzen besser sichern um Migration 
und Flucht zu unterbinden. Dass sie Auf-
fanglager für jene errichten, die trotzdem 
durchkommen. Dass sie Flüchtlinge und 
MigrantInnen abschieben oder zurück-
nehmen, die aus ‚ungerechtfertigten 
Gründen‘ kamen. Geplant ist auch, so 
genannte ‚Ausschiffungsplattformen‘ in 

Ländern der Sahelzone zu errichten, die 
nach Kriterien des UNHCR Flüchtlinge 
überprüfen und ‚Wirtschaftsflüchtlinge‘ 
direkt abweisen sollen. Die nach dieser 
Selektierung übrig bleibenden Flüchtlin-
ge haben höchstens auf dem Papier eine 
Chance, in die EU zu gelangen - auch 
wenn die EU zusagt, diese Fälle dann zu 
prüfen.

Flankiert wird diese Abwehrpolitik 
durch Militärhilfe der EU für die Bekämp-
fung von jihadistischen terroristischen 
Gruppen, Schmugglern und kriminellen 
Banden in der Sahelregion, teilweise 
finanziert aus dem EU-Entwicklungs-
haushalt. Das ist die Militarisierung 
der EU-Entwicklungspolitik. Wie die Er-
fahrungen mit dem schon einige Jahre 
dauernden europäischen Militäreinsatz 
in Mali zeigen, haben gewalttätige Kon-
flikte seitdem dort enorm zugenommen, 
weil die gesellschaftlichen Ursachen der 
‚islamistischen‘ Radikalisierung und der 
kriminellen Schattenwirtschaft fortbe-
stehen und nicht angegangen werden.

Mehr Kontrolle und Überwachung, 
mehr Abschottung - damit unterschei-
det sich die EU-Politik nicht von der des 
‚rechtspopulistischen‘ US-Präsidenten 
Donald Trump. Der Unterschied zwi-
schen Trump und den U.S. Demokraten 
ist nur symbolisch. Den von Bill Clinton 
schon errichteten Grenzzaun zu Mexiko 
will Trump zu einer unüberwindbaren 
Mauer umrüsten. Mexiko soll das bezah-
len, die USA schicken immer mehr Sol-
daten an die Grenze usw. 

Die Grenzzäune auf dem EU-Balkan 
sind schon längst in Stellung gebracht 
(Griechenland, Ungarn, Bulgarien usw., 
übrigens auch sonst wo). Die ‚Außen-
grenzen der EU‘ sollen nun in die Sa-
helzone vor verlagert werden. Ein neuer 
Limes, um das EU-Imperium vor dem 
‚Ansturm der Barbaren aus dem Süden‘ 
zu schützen. In diesem Punkt ziehen der 
‚illiberale Nationalist‘ Viktor Orbàn und 
das westlich-liberale Duo Merkel und 
Macron an einem Strang. Die bürgerli-
che Mitte hat in punkto ‚Festung Europa‘ 
weitgehend die Position der sonst von 
ihnen so gescholtenen ‚Rechtspopulis-
ten‘ übernommen.

Afrika - historisch lange Zeit Opfer 
des europäischen Kolonialismus und 
auch des Neo-Kolonialismus der Sie-
gerstaaten des II. Weltkriegs - ist für die 
EU zu einem Top-Thema nicht nur ihrer 
Außen- und Sicherheitspolitik gewor-
den. Die ‚gemeinsame Machtprojektion 
(der EU) in die Welt‘ (Sigmar Gabriel auf 
der Münchener Sicherheitskonferenz 
2017) - das neue Interesse an Afrika ist 
dafür ein gutes Übungsfeld. Militärisch 
wie vorher auch. Nun als neue Grenze 
zur Flüchtlingsabwehr. Ökonomisch in 
der Hoffnung auf ‚neue Märkte‘ für die 
EU angesichts eines angeblichen Wirt-
schaftsbooms in einigen afrikanischen 
Ländern. Diese dürfe man nicht China 
überlassen. Das gleiche Spiel wie zu-
vor (wer hat die Nase vorn beim Wett-
streit um die Ressourcen von Afrika?). 
‚Aus der Geschichte lernen‘ ist offenbar 

Ungarisch-Serbische Grenze, 2015
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kein Thema für die in ‚Vielfalt vereinten‘ 
EU-Eliten, die nach wie vor imperialisti-
schen Mustern folgen.

3. Die EU als 
„Wertegemeinschaft“ und die 
„illiberalen Demokratien“

Artikel 2 des Vertrags von Lissabon 
benennt die „Achtung der Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, 
Rechtsstaatlichkeit, und die Wahrung 
der Menschenrechte“ als Werte, auf die 
sich die Europäische Union gründet. Die 
westeuropäischen EU-Länder beklagen 
zunehmend autoritäre Tendenzen im von 
Viktor Orbáns Fidez-Partei regierten Un-
garn und dem von Jaroslaw Kaczynskis 
PiS (‚Recht und Gerechtigkeit‘) regierten 
Polen. Orbán bezeichnete Ungarn selbst 
als eine „illiberale, nationale Demokra-
tie“, welche die liberale Demokratie 
westlichen Zuschnitts ablehne. Medien-
vielfalt und die Unabhängigkeit der Justiz 
wurden untergraben. Die Kommission 

klagte 2012 gegen Teile der ungarischen 
Mediengesetze und der Justizreform. 
Die ungarische Regierung reagierte mit 
einigen kosmetischen Zugeständnissen, 
welche die Kommission akzeptierte. Das 
Europäische Parlament verlangte dann 
im September 2018, dass von der EU 
ein umfassendes Rechtsstaatsverfahren 
gegen Ungarn eingeleitet wird. Der Euro-
päische Rat hat auf diese Forderung des 
Parlaments bislang nicht reagiert.

Die Justizreform der polnischen Re-
gierung hatte die Europäische Kommissi-
on symbolträchtig aufs Korn genommen. 
Im Dezember 2017 leitete sie ein Rechts-
staatsverfahren nach Artikel-7-EU-Ver-
trag gegen Polen ein. Dies wurde von 
westeuropäischen Medien als mit har-
ten Sanktionen verbundene ‚nukleare 
Option‘ bejubelt. Käme es zu keiner 
Einigung mit der polnischen Regierung, 
würden der Europäische Rat und das 
Europäische Parlament nach Artikel 7.1 
aber lediglich feststellen, „dass die ein-
deutige Gefahr einer schwerwiegenden 
Verletzung der in Artikel 2 genannten 
Werte durch einen Mitgliedstaat be-
steht.“ Polen würde so an den Pranger 

gestellt. Sanktionen der EU (Verlust des 
Stimmrechts Polens im Rat) folgten dar-
aus aber nicht. Dies wäre nur nach dem 
Verfahren von Artikel 7 Absatz 2 und 3 
möglich, welches einen einstimmigen 
Beschluss des Rates (ohne Polen) vor-
aussetzt. Da Ungarns Viktor Orbàn und 
die polnische Regierung sich gegenseitig 
unterstützen, ist ein sanktionsbewehrter 
Ratsbeschluss ob gegen Polen oder Un-
garn aussichtslos.

Unterstützt von Merkel und Macron 
schlägt die Europäische Kommission 
deshalb einen neuen Mechanismus vor, 
der Verstöße gegen die Rechtsstaatlich-
keit mit dem Entzug von EU-Fördergel-
dern für die betroffenen Länder ahnden 
soll. Der Rat könnte diesen mit einer 
qualifizierten Mehrheit seiner Mitglieder 
beschließen. Die Regierungen Polens 
und Ungarns könnten aber im Gegenzug 
die Beschlussfassung über den mehrjäh-
rigen Finanzrahmen für den EU-Haushalt 
(2021 - 2027) blockieren, um diese Dro-
hung abzuwenden.

Das Dilemma der EU: Sie kann die 

Aushöhlung demokratisch-rechtsstaatli-
cher Werte und Prozeduren durch illibe-
rale Demokratien in ihren Reihen nicht 
einfach hinnehmen. Weil sie als selbst 
erklärte „Wertegemeinschaft“ dann 
nicht mehr glaubwürdig wirkt. Dabei 
ist die EU eine supranationale Institu-
tion, die selbst ein großes demokrati-
sches Defizit hat. Sie bekommt eben 
auch Legitimationsprobleme, wenn sie 
in autoritäre Entwicklungen in Mitglied-
staaten politisch eingreift, die dort von 
demokratischen Mehrheiten unterstützt 
werden. An diesem Punkt - Verteidigung 
der westlich-liberalen bürgerlichen De-
mokratie - erweist sich die EU aufgrund 
ihrer vertraglichen Konstruktion als 
‚zahnloser Tiger‘.2

Die ‚Werte der Union‘ wurden übrigens 
auch von westlichen EU-Mitgliedstaaten 
verletzt: z.B. die Unterstützung extrale-
galer Tötungen durch den Drohnenkrieg 
Obamas  seit 2011 über den US-Stütz-
punkt Ramstein in Rheinland-Pfalz, der 
zahlreichen unbeteiligten ZivilistInnen 
in Afrika, Pakistan usw. das Leben kos-
tete. Z.B. die geheimen CIA-(Folter)-Ge-
fängnisse in der EU (2001 - 2006), unter 

anderem mit der Rhein-Main-Airbase als 
Drehkreuz für illegale Gefangenentrans-
porte. Oder aktuell die menschenunwür-
digen Flüchtlingslager in Griechenland. 
Dazu hieß es seitens der EU stets, man 
könne nichts tun.

4. Die DNA der EU: Der 
„eiserne Käfig“ des 
Neoliberalismus

Der Konflikt zwischen der EU und 
der neuen Regierung Italiens (Koalition 
aus ‚populistischer‘ Fünf-Sterne Bewe-
gung und rechtsextremer Lega) um de-
ren Haushaltsentwurf für 2019 schlägt 
europaweit hohe Wellen. Die Mainstre-
am-Medien befürchten, am Ende könne 
Italien eine abermalige Eurokrise hervor-
rufen. Die EU Kommission will ein sank-
tionsbewehrtes Defizitverfahren gegen 
Italien einleiten, weil die neue Regierung 
die EU-Schuldenregeln nicht einhalte. 
Am italienischen Beispiel können wir die 
grundlegenden Konstruktionsmängel 
der Wirtschafts- und Währungsunion und 
des geltenden Euro-Regimes aufzeigen.

Der Haushaltsplan der italienischen 
Regierung sieht für 2019 ein Defizit von 
2,4 % des italienischen Bruttoinland-
sprodukts (BIP) vor - also unterhalb 
der Maastricht-Grenze von 3 %. Das 
reicht der Europäischen Kommission 
aber nicht - weil die gesamtstaatliche 
Verschuldung Italiens in 2017 etwa 131 
% seines BIP ausmachte. Laut dem ver-
schärften Stabilitäts- und Wachstum-
spakt der EU sollen Mitgliedstaaten mit 
einer Gesamtverschuldung von mehr 
als 60% ihres BIP Haushaltsüberschüs-
se oder einen ausgeglichen Haushalt 
anstreben. Die vormalige italienische 
Regierung von Matteo Renzi (PD) hatte 
sich mit der EU auf ein Haushaltsdefizit 
für 2018 von 0,8 % des BIP verständigt. 
Dies will die Kommission als ‚Hüterin der 
Verträge‘ durchsetzen, und wird von vie-
len Mitgliedstaaten dabei unterstützt.

Die Maastricht-Kriterien zur Begren-
zung von Haushaltsdefiziten, gesamt-
staatlicher Verschuldung und Inflation 
wurden im Vorlauf zum Euro selbst von 
neo-klassischen Ökonomen als unsinnig 
und willkürlich angesehen. Der behaup-
tete enge Zusammenhang zwischen 
staatlichen Defiziten und Inflation war 
z.B. nach Auffassung des damaligen Che-
fökonomen der Dresdener Bank, Klaus 
Friedrich, „nicht zu erkennen“. Main-
stream-Ökonomen wie Charles Wyplosz 
und Barry Eichengreen kommentierten 

Am italienischen Beispiel können wir die 
grundlegenden Konstruktionsmängel der 
Wirtschafts- und Währungsunion und des 
geltenden Euro-Regimes aufzeigen.

2Siehe auch Karolewski u. Leggewie: Endspiel um die Demokratie - EU gegen Ungarn und Polen; Blätter für deutsche und internationale Politik 10/2018
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1998, der Stabilitäts- und Wachstum-
spakt führe zu einer Wirtschaftsentwick-
lung in der EU mit starken Abschwüngen 
und schwachen Aufschwüngen. Die Fis-
kalpolitik werde durch die rigiden Krite-
rien und eine dadurch verallgemeinerte 
‚Sparpolitik‘ zu stark eingeschnürt. Die 
weitere Geschichte des Euro-Regimes 
gab ihnen Recht. Im Vorlauf zur Wäh-
rungsunion und auch später war ‚Auste-
ritätspolitik‘ für die EU stets das Gebot 
der Stunde. Es wurde stets zu Lasten 
breiter Bevölkerungsschichten vor allem 
beim Sozialstaat ‚gekürzt und gespart‘, 
bis es quietscht.

Die Möglichkeit, die eigene Währung 
auf- oder abzuwerten, fiel mit dem Euro 
weg. Es blieb nur noch die so genannte 
‚innere Abwertung‘, die Lohn-Preis-Fle-
xibilität. Weniger „wettbewerbsfähige“ 
Länder oder Regionen sollen nach die-
ser Logik ihre Produkte und Dienstleis-
tungen billiger anbieten und niedrigere 
Löhne durchsetzen. Um in der Stand-
ortkonkurrenz in der EU und global zu 
bestehen. Die Unterschiede in der Pro-
duktions- und Dienstleistungsstruktur, 
bei Produktivität, Lohnstückkosten und 
Lohnsystemen innerhalb der EU ver-
schärften sich so. Zu einer ‚Konvergenz‘ 
(Angleichung) der realwirtschaftlichen 
Entwicklung innerhalb der EU kam es 
nicht. Sogar der IWF kam in einem Ar-
beitspapier von 2018 zu der Erkenntnis, 
dass sich die Ökonomien der Eurozone 
wegen der Fehlkonstruktion des Euro 
weiter auseinander entwickeln.

Am Beispiel Italien: wegen der 
EU-konformen Austeritätspolitik der Re-
gierungen von Mario Monti (2011 - 2013) 
und Matteo Renzi (2013 - 2016) ging die 
Binnennachfrage nochmals drastisch zu-
rück. Nach 2007 verlor Italien etwa ein 
Fünftel seiner früheren Produktionska-
pazität. Was den Prozess der De-Indus-
trialisierung seit den 1990er Jahren dort 
weiter beschleunigte. Damit vertiefte 
sich die Spaltung zwischen Nord und 
Süd in diesem Land. Der Norden hat 
noch eine industrielle Exportwirtschaft, 
die in das vom deutschen Kapital domi-
nierte ‚Produktionsregime‘ (mit seinen 
verlängerten Werkbänken in Osteuropa) 
weitgehend integriert ist. Doch selbst in 
Norditalien gingen viele auf die Binnen-
wirtschaft orientierte Produktionsunter-
nehmen Pleite oder stehen am Rande 
des Abgrunds. Der Süden verarmt im-
mer mehr.

Das italienische BIP verminderte sich 
zwischen 2010 und 2017 um ein Drittel. 
Wenn aber das BIP sinkt, steigt eben das 
Verhältnis der staatlichen Gesamtschuld 

zum Bruttoinlandsprodukt. Das sah man 
ja auch in Spanien, Portugal, Griechen-
land usw. als Folge der ‚Troika-Diktate‘. 
Es sind deshalb die von der EU-Ebene 
erzwungenen Auflagen an diese Länder, 
die für den Anstieg der gesamtstaatli-
chen Verschuldung dort in erster Linie 
verantwortlich sind.

Die sozialen Folgen in Italien: Knapp 
ein Viertel der Bevölkerung lebt heute 
unter der Armutsgrenze oder ist stark 
armutsgefährdet. Bei den unter 45-Jäh-
rigen liegt die Armutsquote bei 30 Pro-
zent, bei den über 65-Jährigen ist sie 
halb so hoch. Im Süden sind 40 Prozent 
der Bevölkerung armutsgefährdet, im 
Norden 15 Prozent. Gemäß der Banca 
d’Italia lag das durchschnittliche Net-
toeinkommen der Familien 2016 bei 30 
700 Euro jährlich. Das waren noch im-
mer 15 Prozent weniger als vor der Krise 
im Jahr 2006. Rund 14 Millionen Italie-
nerInnen müssen mit einem Einkommen 
von unter 830 Euro im Monat auskom-
men.

Mit dem EU-Fiskalpakt , dem EuroPlu-
sPakt und der ‚wirtschaftspolitischen 
Steuerung‘ (EU economic governance; 
Europäisches Semester) griff die EU 
zuletzt verstärkt in sozial- und arbeits-
marktpolitische Bereiche ein, in denen 
sie vertragsgemäß eigentlich keine Kom-
petenzen hat. Z.B.: Lohnfindungspro-
zesse sollen stärker dezentralisiert, d.h. 
Tarifverhandlungen auf die betriebliche 
Ebene verlagert oder Tarifvertragssys-
teme mit betrieblichen Öffnungsklau-
seln angestrebt werden. Regelungen 
zur Lohnindexierung (z.B. Anpassung 
der Löhne bei steigender Inflation) sol-
len überprüft und möglichst abgeschafft 
werden (was auch geschah). Vor dem 
Hintergrund bereits erfolgter Lohnkür-
zungen oder Nullrunden im Öffentlichen 
Dienst vieler Mitgliedstaaten betont die 
EU die „Signalfunktion“ dieser Löhne für 
eine moderate Lohnentwicklung in der 
Privatwirtschaft zur Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit. Das sind stets die 
neoliberalen ‚Strukturreformen‘, die von 
der EU-Ebene im Einklang mit weiterer 
Liberalisierung bei Dienstleistungen, Gü-
tern usw. verlangt werden. 

Die italienischen Regierungen un-
ter Monti und Renzi hatten dazu gelie-
fert. Renzi zuletzt mit seinem ‚Jobs Act‘ 
(Kündigungsschutz aushebeln, prekäre 
Beschäftigung fördern), und Monti zu-
vor mit seiner ‚Rentenreform‘. Der von 
ihnen versprochene Wirtschaftsauf-
schwung kam aber nicht, im Gegenteil 
... Die EU-Kommission verlangt nun von 
Italien z.B.: den Stopp von Montis ‚Ren-

tenreform‘ rückgängig machen, Privati-
sierungen beschleunigen usw.

Aus meiner Sicht ist es für Linke in 
Europa notwendig, gegen diesen Kurs 
der EU-Institutionen im Haushaltsstreit 
mit der italienischen Regierung hart 
aufzutreten. Dafür muss man nicht den 
Regierungskurs von Fünf-Sterne und 
Lega befürworten. Die Lega ist rassis-
tisch - Immigranten raus, Roma raus, ‚Si-
cherheitsgesetze‘ verschärfen usw. Und 
die Fünf-Sterne-Bewegung macht dabei 
mit. Ihr ‚Haushalt des Volkes‘ enthält 
viele neoliberale Elemente: Flat Tax von 
15 % für die Kleinunternehmen, Amnes-
tie für ‚Steuersünder‘, Grundsicherung 
für alle nach dem Vorbild von Hartz IV in 
Deutschland. Wer die geplante Grundsi-
cherung bezieht, soll jeden angebotenen 
Job annehmen müssen oder ansonsten 
8 Stunden pro Woche für die ‚Allgemein-
heit‘ Arbeit leisten - also ‚workfare light‘ 
(arbeite für Deine Stütze).

5. Mehr Europa - aber 
anders? 

Die maßgeblich von deutschen Bun-
desregierungen (Schröder, Merkel) 
durchgesetzte Austeritätspolitik in der 
EU (‚Deutsches Europa‘ als Stichwort) 
haben zu Gegenreaktionen bis hin zu 
Nazi-Vergleichen geführt - nicht nur in 
Italien, Spanien oder Griechenland. Das 
bestehende Euro-Regime vertieft die 
politischen und gesellschaftlichen Spal-
tungslinien in der EU. Wenn diese aus-
einander bricht, liegt dies nicht an den 
‚Links- oder Rechtspopulisten‘, sondern 
in erster Linie an der offiziellen Politik 
der EU-Institutionen und dem neo-libe-
ralen Kern der EU-Verträge. 

Die Vorschläge von Frankreichs Präsi-
dent Emmanuel Macron für eine ‚Reform 
der Eurozone‘ - Euro-Finanzminister (mit 
harten Eingriffsrechten in die Haushalte 
der Euro-Staaten), ein eigener Haus-
halt für die Eurozone, ein Europäischer 
Währungsfonds - werden von einer 
großen Mehrheit der EU-Mitgliedstaa-
ten so nicht unterstützt. Wichtiger ist 
aber:  all diese Vorschläge sind damit 
verbunden, dass weitere neo-liberale 
Strukturreformen durchgesetzt werden 
sollen. Wenn ein EU-Land z.B. Kredite 
vom Europäischen Währungsfonds oder 
Fördermittel aus einem Eurozonen-Bud-
get in Anspruch nehmen wollte, würden 
im Gegenzug stets Auflagen zur Kürzung 
öffentlicher Ausgaben, Privatisierungen 
usw. wie gegenüber Griechenland und 
anderen Staaten gefordert.
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Die neoliberale DNA der EU-Verträge 
(z.B. die unternehmerischen Grundfrei-
heiten, der liberalisierte Binnenmarkt, 
das Euro-Regime, die absolute Unabhän-
gigkeit der Europäischen Zentralbank 
usw. usf.), macht es schwer bis unmög-
lich, eine konsequente Linkswende auf 
europäischer oder nationalstaatlicher 
Ebene durchzusetzen. Grundlegend an-
dere Optionen als neoliberale Politik - 
auch wenn gesellschaftliche Mehrheiten 
in einem oder mehreren Mitgliedstaa-
ten in demokratischen Wahlen anders 
entschieden haben - sind qua ‚EU-Ver-
fassung‘ ausgeschlossen. Das ist das 
eigentliche ‚demokratische Defizit‘ der 
EU. Die Aufwertung des Europäischen 
Parlaments (EP) kann dieses nicht be-
seitigen. Auch ein EP mit ‚voll demokrati-
schen Rechten‘ wäre weiterhin in seinen 
Beschlüssen an die neoliberalen Vorga-
ben der EU-Verträge gebunden.

Kann die bestehende EU durch ei-
nen Prozess der Vertragsrevision grund-
legend reformiert werden? Weil eine 
solche von den Mitgliedstaaten nur 
einstimmig beschlossen werden kann, 
kann schon ein einziger Mitgliedstaat 
dies blockieren. Eine linke Reform der 
EU ist damit - gelinde gesagt - äußerst 
schwierig. Der Parteivorstand von DIE 
LINKE argumentiert deshalb, man müs-
se die gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nisse verschieben, um eine ‚soziale und 
demokratische Neugründung (oder ei-

nen ‚Neustart‘) der EU durchzusetzen. 
Dafür wären anti-neoliberale und linke 
Regierungen in den wirtschaftlich mäch-
tigsten Staaten wie Deutschland und 
Frankreich eine notwendige, aber noch 
keine hinreichende Voraussetzung. So 
schrieb Bernd Riexinger: „Dies kann nur 
in Verbindung mit transnational mobi-
lisierungsfähigen Gewerkschaften und 
sozialen Bewegungen gelingen, die in 
der Lage sind, effektive Gegen-Macht 
aufzubauen. Es müsste zu einer Se-
rie von Brüchen durch anti-neoliberale 
Strukturreformen kommen (...)“. 

Dies dürfte aber kaum in allen 27 
EU-Staaten gleichzeitig stattfinden: „Die 
enorme Ungleichzeitigkeit der wirtschaft-
lichen, sozialen und politischen Krise in 
Europa und die sehr unterschiedlichen 
politischen Kräfteverhältnisse in Nord-, 
Ost- und Südeuropa geben hier Anlass 
zu Skepsis“. Riexinger spricht zu Recht 
die stets zu beobachtende ungleich-
zeitige und kombinierte Entwicklung 
(ökonomisch, sozial, politisch) in kapi-
talistisch verfassten Gesellschaften an. 
Sollten in einem solchen optimistischen 
Szenario einigermaßen ‚links‘ regierte 
Länder um Deutschland und Frankreich 
mit der ‚sozialen und demokratischen 
Neugründung‘ der EU warten, bis auch 
der letzte gegenwärtige EU-Staat damit 
einverstanden ist? Wohl kaum. Und da-
mit würde das „Projekt Europa“ auch bei 
einer recht hypothetischen linken ‚Neu-

gründung‘ eher kleiner - und die EU (als 
Verbund von demnächst 27 oder mehr 
Mitgliedstaaten) weder gerettet noch er-
halten werden.

Der politisch minderheitlichen ‚ra-
dikalen Linken‘ (jenseits von Sozialde-
mokratie und Grünen) in der EU fällt in 
der gegenwärtigen Lage die Rolle einer 
grundsätzlichen Oppositionskraft gegen 
die bestehende EU zu: gegen Aufrüs-
tungsunion, Festung Europa, ‚Eiserner 
Käfig‘ des Neoliberalismus. Ideologi-
sches Geschwurbele und bloße Slogans 
wie ‚Mehr Europa, aber anders‘, ‚Soziale 
Republik Europa‘ usw. werden ihr nicht 
helfen. Francisco Louça, einer der Grün-
der des portugiesischen Linksblocks, 
beschreibt die reale Herausforderung 
so: „Wie in Griechenland beispielhaft ge-
zeigt wurde, gibt es nur einen Plan B, um 
die Restrukturierung der Schulden zu 
unterstützen, nämlich den Austritt aus 
dem Euro. (...) Die griechische Erfah-
rung zeigt auch, dass der ganze Diskurs 
über ein „anderes Europa“ zerbrechlich 
und an sich leer ist. (...) Es ist eine Lin-
ke, die zu lange mit europäischen Ver-
sprechungen desorientiert wurde. Es ist 
notwendig, den Diskurs „eines anderen 
Europas“ aufzugeben und sich auf kon-
krete Maßnahmen zur Überwindung der 
tatsächlich bestehenden Institutionen 
zu konzentrieren.“

�

Graffitti gegen die Festung Europa, Aachen
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Wie Syriza links(neo)liberale Politik im Interesse des Kapitals durchsetzt

DER ALTE SYRIZA-
SLOGAN „KEIN HAUS DEN 
BANKEN“ IST VERGESSEN
Interview mit Nikolaos Chountis (MdEP) von der LAI (Volkseinheit)

Wie wir zuletzt im Oktober le-
sen konnten, sind etliche Deiner 
Genossinnen und Genossen nun 
wegen Widerstand gegen Staatsge-
walt und illegalen Waffenbesitz an-
geklagt, weil sie dazu aufgerufen 
haben vor den Büros von Notaren 
zu demonstrieren, die die Wohn-
sitze von verarmten Bürgern ver-
steigern. Ruft ihr trotz der Anklage 
weiterhin zum Widerstand dage-
gen auf und was erwartet euch?

Die Großbanken zielen gemeinsam 
mit der griechischen Regierung und der 
Troika  auf das Wohn -und Hauseigentum 
der griechischen Bevölkerung. Nach sie-
ben Jahren harter Sparpolitik zur Beglei-
chung griechischer Schulden, steht heu-
te die griechische Wirtschaft vor einem 
Verlust von fast 25% des griechischen 
Bruttosozialprodukts. Diese Schrump-
fung hat neue Probleme für die  grie-

chische Bevölkerung  geschaffen. Die 
Kreditnehmer können nicht mehr ihre 
Schulden abtragen und die unbezahlba-
ren privaten Schulden explodieren.

Obwohl sie in der Vergangenheit Milli-
arden von Euro als Kapitalunterstützung 
bekommen haben und obwohl sie vor 
der Finanzkrise große Extraprofite ge-
macht haben, bleiben die Banken Grie-
chenlands in privaten Händen und ver-
suchen nun durch eine aggressive Politik  
die unbezahlbaren privaten Schulden 
einzutreiben. Aus diesem Grund verstei-
gern sie das Wohneigentum der verarm-
ten Bevölkerung. 

LAE, eine Partei der radikalen Linken, 
hat vom ersten Moment an den Kampf 
gegen die Versteigerungen geführt, da-
mit das Wohneigentum der Verarmten 
nicht versteigert wird, wenn sie es einer 
Bank oder dem Staat schulden. 

Seit drei Jahren konzentrieren wir 
unsere Kräfte darauf und rufen die Be-
völkerung dazu auf diesen Kampf zu un-
terstützen. Man findet uns in Gerichten 
und Notarbüros, wo wir probieren die 
Versteigerungen zu verhindern. 

Die Regierung Griechenlands und die 
Troika haben sich dazu entschieden, un-
sere Demonstrationen zu kriminalisieren 
und unsere Mitglieder zu verhaften. Un-
ser Vorsitzender, Panagiotis Lafazanis, 
ist nur einer davon. Wir lassen uns von 
solchen Attacken nicht abschrecken, wir 
kämpfen weiter gegen diese Politik, die 
von den Banken und der Regierung ver-
sucht wird durchzusetzen.

Seit August 2018 ist Griechen-
land nun aus dem dritten Memo-
randum entlassen worden. Tsipras, 
Syriza und die internationale Pres-
se haben das als Erfolg gefeiert. 
Nun wäre Griechenland wieder 
weitgehend souverän und könne 

also über seine Geschicke selbst 
entscheiden. Außerdem, so wird 
sogar in Zeitungen deutscher Pro-
EU-Linker (Eine neue Etappe – die 
Zukunft Griechenlands; Zeitschrift 
sozialismus; 20.10.2018), geschrie-
ben, sinke die Arbeitslosigkeit. Ist 
die Talsohle erreicht und sind die 
Sparprogramme und der Ausver-
kauf des Landes nun wirklich be-
endet?

Es kann sein, dass die Regierung 
Tsipras das 3. Memorandum abge-
schlossen hat. Die Spar- und die Über-
wachungspolitik durch die Troika aber 
bleibt. Seit dem August 2018 wurde die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik Griechen-
lands unter einer dreifachen Überwa-
chung gestellt. 

Erstens wird Griechenland von den 
Kreditgebern weiterhin überwacht, die 
zusammen mit der Kommission, der EZB 
und dem ESM arbeiten. Dieses ist die 
sogenannte „Post-Programme Surveil-
lance“ und bleibt solange bis Griechen-
land 75% seiner Schulden bezahlt hat. 

Zweitens wird Griechenland als Mit-
glied der EU überwacht. Das ist das so-
genannte „europäische Semester“. Laut 
diesem ist die Kommission berechtigt, 
die Haushaltspläne aller Mitgliedstaaten 
zu kontrollieren. 

Und schließlich wird Griechenland 
von den Märkten überwacht, die sowie-
so täglich die politischen Entscheidun-
gen der Regierung bewerten.

Vor diesem Hintergrund kann man sa-
gen, dass Griechenland überhaupt nicht 
souverän ist. Es kann nicht über seine 
eigene Zukunft entscheiden. Jede Regie-
rung, die das Dogma des Neoliberalis-
mus verteidigt, wird das griechische Volk 
unter die Interessen des Kapitals, für die 
Deregulierung der Arbeitsbeziehungen 

Nikolaos Chountis ist für die 
LAI (Volkseinheit) im Europäi-
schen Parlament. 
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und für die Zerstörung des Sozialstaats, 
stellen. 

Die Arbeitslosigkeit bleibt sehr hoch, 
obwohl ungefähr 500.000 Bürger aus-
gewandert sind und Modelle von Flexi-
bilität und Teilzeitarbeit im griechischen 
Arbeitsmarkt durchgesetzt wurden. Man 
muss die offiziellen statistischen Daten 
immer kritisch lesen und interpretieren. 

Immer wieder ist die Rede von 
der wachsenden Armut, Ernäh-
rungsunsicherheit und Ungleich-
heit als Konsequenz der umgesetz-
ten Sparpolitiken im Rahmen der 
Memoranden. Wie würdest du die 
Situation heute im Vergleich zu 
2010 und 2015 nach dem Regie-
rungsantritt von Syriza bezeich-
nen?

Das größte Problem Griechenlands 
heute ist die soziale Ungerechtigkeit, 
die Verarmung eines großen Teils der 
Gesellschaft und die extreme Arbeitslo-
sigkeit. Man kann den Arbeitsmarkt als 
mittelalterlich beschreiben. Die Arbeit-
geber und das Kapital zögern nicht, Ar-
beitnehmer*innen  scharf anzugreifen, 
falls sie nach ihren Rechten verlangen. 

Der Unterschied zwischen 2010, 2015 

und 2018 ist, dass vorher das griechi-
sche Volk noch die Hoffnung hatte, dass 
die Linke gegen die Interessen der Eliten 
und gegen die Troika kämpfen würde 
und dass sie eine populäre Politik im In-
teresse der Mehrheit realisieren würde. 

Leider hat SYRIZA die griechische 
Bevölkerung verraten. Der Vorsitzende 
SYRIZAs hat den Weg der Kapitulation 
gewählt, obwohl SYRIZA die Wahlen in 
Januar 2015 und das Referendum im Juli 
2015 gewonnen hatten. Meiner Meinung 
nach hat das gezeigt, dass die griechi-
sche Bevölkerung der Linken vertraute 
und der Hoffnung Ausdruck gegeben 
hat, das die Linke mit der Troika und der  
EU bricht, und aus der Eurozone austritt. 
SYRIZA hat diese Entscheidung nicht 
getroffen damit das griechische Volk von 
einer angeblichen Katastrophe gerettet 
wurde. Sie haben sich entschieden, ei-
nen anderen politischen Plan, dem Plan 
des Neoliberalismus, zu folgen.

Das Verrat SYRIZAs hat die Hoffnung 
auf eine bessere Zukunft und die Vor-

stellung, dass die Linke ihre Interessen 
vertritt, zerstört. 

Du sagst, dass die Talsohle im-
mer noch nicht erreicht ist. Was 
ist eure Antwort auf die Politik 
der Syriza-Regierung? Mit welchen 
Forderungen versucht ihr in der 
Tagespolitik einzugreifen und wel-
chen Ausweg schlagt ihr vor?

Die LAE kämpft gegen die Sparpolitik 
der Regierung und die Verarmung der 
Gesellschaft. In jedem sozialen Raum 
und an jedem Arbeitsplatz führen wir 
den notwendigen politischen Kampf und 
fordern wir die restlichen linken Kräf-
te wie z.B. die Kommunistische Partei 
(KKE) und ANTARSYA (Front der antika-
pitalistischen Linken) zu einer Zusam-
menarbeit und gemeinsamen Kampf auf. 
Die griechische Bevölkerung braucht 
eine große, progressive, demokratische 
Front gegen die Memoranden. Das ist es 
was wir brauchen, wenn wir gegen die 
Sparpolitik und die EU gewinnen wollen. 

Unser Vorschlag ist ein linker Vor-
schlag. Wir kämpfen zusammen mit 
der Bevölkerung gegen die Sparpolitik 
und für eine große Veränderung unse-
rer Wirtschaftspolitik. Wir wollen eine 

Wirtschaftspolitik für die griechische 
Bevölkerung  und nicht im Interesse des 
internationalen und lokalen Kapitals. Wir 
fordern Lohnerhöhungen, wir wollen kei-
ne Lohnkürzungen für die Arbeiter*in-
nenklasse, wir wollen einen Sozialstaat 
aufbauen, der den sozialen Bedürfnissen 
entspricht und nicht private Interessen 
bedient. Wir sind der Meinung, dass 
wenn man alle dieses schaffen will, dann 
muss man sich von den Strukturen und 
der Politik der EU trennen. Deswegen 
sind wir dafür, dass unser Land aus der 
Eurozone austritt, damit wir die notwen-
digen finanzpolitischen und steuerlichen 
Mittel zurückerlangen und unsere Politik 
durchsetzen können. 

Wo seht ihr die Aufgaben der 
europäischen Linken, bzw. was kri-
tisiert ihr an der vorherrschenden 
politischen Linie der Europäischen 
Linken?

Die Linke in Europa verharrt seit der 
Niederlage und der Kapitulation SYRIZAs 

in einer Art Schockstarre. Die kommen-
de Europawahl ist die erste, in der die 
Linke die Ergebnisse der historischen 
Niederlage der Regierung SYRIZAs ins 
Auge sehen muss. Und dabei ist es völ-
lig egal ob sie das möchte oder nicht, es 
ist egal ob sie das „Phänomen“ SYRI-
ZA  mit voller Kraft unterstützt hat oder 
ob sie sich kritisch dazu verhalten hat. 
Jetzt müssen alle Parteien und  Organi-
sationen der Linken europaweit zurecht 
kommen mit der Kapitulation SYRIZAs. 
Sie müssen zurechtkommen mit dem 
Verlust jeder Hoffnung für die Bevölke-
rungen Europas, eine Hoffnung, die der-
einstvom Widerstand in Griechenland 
elektrisiert wurde. 

Aus diesem Grund gibt es heute po-
litischen Initiativen von linken Parteien, 
die versuchen, sich von der Partei der 
Europäischen Linken zu distanzieren. 
Die Europäische Linke hat sich von ei-
nem pluralistischen Träger der Einheit 
unterschiedlicher linker politischer Sub-
jekte in Europa zu einem Apologeten der 
Politik SYRIZAs und Tsipras entwickelt, 
oder besser zurück entwickelt. 

Die LAE betrachtet die Initiativen, die 
kämpferische und radikale Ziele haben, 
die nicht die Europäische Union „ver-
schönern“ wollen, und die sich gegen 
die dominante Sparpolitik wenden, als 
ihre Weggefährt*innen. Das ist es, was 
wir für die heutigen Aufgaben der Linken 
in Europa halten. Und wir sprechen über 
eine Linke, die die Massen der Men-
schen anführen und verändern nicht nur 
will sondern auch kann. EU-freundliche 
Positionierungen, wie sie als zentrale 
politische Linien der Europäischen Lin-
ken ausgegeben werden, flirtend mit der 
Sozialdemokratie und den Grünen, wer-
den nur den weiteren Aufschwung von 
Rechtspopulisten und Rechtsradikalen 
vorantreiben.    

Übersetzung: Nasia 
Pliakogianni

Interview: Thomas Zmrzly

Weitere Details zur den angesprochenen Fra-

gen finden sich im ausgezeichneten Artikel von 

Costas Lapavitsas und Stathis Kouvelakis, der 

bei adamag.de erschienen ist. Unter https://

adamag.de/syriza-wird-repressiv schreiben die 

beiden Autoren über das vermeintliche Ende der 

Kürzungspolitik und wie Syriza die Interessen von 

Banken gegen die Opfer von Zwangsversteigerun-

gen durchsetzt, und alle verfolgt, die sich dage-

gen auflehnen.        �

Die griechische Bevölkerung braucht eine große, 
progressive, demokratische Front gegen die 
Memoranden.
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Zum Programm der LINKEN zur Europawahl 2019

EIN SPAGAT, DER NICHT 
MEHR FUNKTIONIERT
von Thies Gleiss

Im Mai 2019 finden zum dritten Mal 
seit Gründung der LINKEN die Wahlen 
zum Europaparlament der Europäischen 
Union statt. Die Wahlergebnisse 2009 
(7,5 Prozent und 8 Mandate) und 2014 
(7,4 Prozent und 7 Mandate) waren für 
die LINKE stets schlechter als die Um-
fragen, was fast typisch für die LINKE 
ist, die auch bei anderen Wahlen fast 
regelmäßig ungefähr nur Zweidrittel der 
letzten Umfragen vor den Wahlen er-
reicht. Aber die Ergebnisse waren auch 
schlechter als die zeitgleichen Ergebnis-
se bei Bundestagswahlen. Insbesondere 
2009, im Jahr der tiefsten Krise des kapi-
talistischen Weltsystems seit Jahrzehn-
ten und im Jahr des Umbruchs auch in 
dem Projekt der kapitalistischen Vereini-
gung eines großen Teils Europas im Rah-
men der EU, war das Ergebnis für eine 
antikapitalistische, linke Partei im wich-
tigsten Land der EU eher enttäuschend. 

Die LINKE hat generell Probleme, ihre 
Wählerinnen und Wähler zu mobilisieren, 
bei den Europawahlen kommt dies be-
sonders zum Zug. 

Der Grund dafür ist, dass die Positio-
nen der LINKEN zur EU sehr heterogen, 
strategielos und ohne politisches Pro-
jekt sind. Obwohl die 12 Jahre seit Grün-
dung der EU täglich neue Gründe lie-
ferten, dass diese „Europäische Union“ 
nur ein Projekt eines Teils des europäi-
schen Kapitals ist, das  immer mehr an 
seinen eigenen, inneren Widersprüchen 
zerbricht, hält ein Teil der Mitgliedschaft 
und Führungsriege der LINKEN hartnä-
ckig an der Meinung fest, die EU sei ein 
Projekt, das von der LINKEN zu verteidi-
gen sei. Andere Teile der Partei registrie-
ren stattdessen, dass die Zustimmung 
der Bevölkerung für die EU in den meis-
ten Mitgliedsstaaten sinkt, dass die kon-
krete Politik zu schweren ökonomischen 
Belastungen für die Menschen geführt 
hat und dass aus einem bürgerlichen Po-
litikprojekt, mit dem ursprünglich auch 
ein paar Hoffnungen in den Unterklas-
sen verbunden waren, heute fast überall 

als Bedrohung und Austeritätsmonster 
angesehen wird. 

Die Krise der EU hat dazu geführt, 
dass alle Mitgliedstaaten die eigenen 
nationalen Interessen wieder stärker be-
tonen. Die Wirtschaftspolitik der EU wird 
fast nur von deutschen Interessen ge-
lenkt und alle anderen Mitgliedsstaaten 
stellen sich denen mal mehr, mal weni-
ger entgegen. Nationalhymnen, Fahnen 
und andere nationalistische Spielerei-
en bekommen seit Jahren wieder eine 
wachsende Bedeutung im Herrschafts-
modell des Kapitals überall in Europa. In 
fast allen Staaten hat dies zur Stärkung 
von rechten und extrem rechten, natio-
nalistischen und rassistischen Parteien 
geführt, die, nach einer anfänglichen 
harten, ablehnenden EU-Kritik, fast alle 
bei einem Modell einer alternativen EU 
als das „Europa der Vaterländer“ ange-
langt sind. 

Die Behauptung eines Teils der LIN-
KEN, dass diese nationalistischen, rech-
ten Parteien zur Krise der EU geführt 
haben und dass eine linke EU-Kritik sich 
nicht daran beteiligen darf, „eine Rück-
kehr zum Nationalismus“ zu befördern, 
stellt die Entwicklung auf den Kopf. Die 
Maßnahmen der einzelnen Regierun-
gen, ihre besonderen Märkte und öko-
nomischen Interessen angesichts der 
EU-Austeritätspolitik unter deutschem 
Kommando zu schützen, waren der 
„Rückschritt zum Nationalismus“, den 
die EU niemals in ihrer Geschichte über-
wunden hatte und auch nicht überwin-
den wollte. Die rechten Parteien haben 
daran nur angedockt und sich als die 
konsequente Antwort auf die EU-Krise 
verkauft. 

Das Projekt des europäischen Ka-
pitals, mit der EU eine Wirtschaftsge-
meinschaft zu bilden, die sich auch auf 
politischer und staatlicher Ebene immer 
mehr vereinigt, die in Zukunft so etwas 
wie einen europäischen Nationalstaat 
mit europäischen Nationalgefühl bei den 
Menschen erzeugt, musste so wie es an-

Thies Gleiss ist im Bundes-
sprecher*innenrat der AKL 
und Mitglied im Parteivor-
stand der LINKEN. Er ist 
IGM-Mitglied und Betriebsrat.
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gelegt war scheitern und ist gescheitert. 
Die tiefe Krise des Kapitalismus 2008 
und danach hat die Vorstellung zerstört, 
dass trotz einer gemeinsamen Währung 
Euro sehr unterschiedliche Produktivi-
tätsniveaus in den einzelnen  Mitglieds-
ländern zu einem gemeinsamen Wachs-
tum für lange Zeit zusammengeführt 
werden könnten. Das Patentrezept einer 
solchen win-win-Lösung, bei der selbst 
noch das am wenigsten produktive Mit-
gliedsland kapitalistisches Wachstum 
genererieren könnte, war das übliche: 
Wachstum auf Pump. Spätestens mit 
der Finanzkrise, die daraus folgenden 
Zwangsmaßnamen, private Verschul-
dung in staatliche Verschuldung zu 
verwandeln und Banken zu retten und 
letztlich die staatliche Verschuldung 
durch harte Sparpolitik auf Kosten der 
Arbeiter*innenklasse wieder sanieren zu 
wollen, kann dieses Rezept nicht mehr 
angewandt werden und wird nicht mehr 
angewandt. 

Die EU zerbricht an ihren eigenen 
inneren Widersprüchen und treibt fast 
alle bürgerlichen Parteien und die von 
ihnen gestellten Regierungen in den 
Mitgliedsstaaten in eine tiefe Legitimati-
onskrise. Ihnen laufen die Mitglieder und 
die Wähler*innen weg. Es entsteht eine 
politische Polarisierung, bei der leider die 
rechten und nationalistischen Parteien 
stärker gewachsen sind als linke Partei-
en. 

Die europäische Linke ist in Sachen 
Europa tief gespalten und verunsichert. 
In mehreren Ländern in Nordeuropa ist 
die Linke mit einer klaren Anti-EU-Hal-
tung groß geworden und kann jetzt, wo 
die EU in der finalen Krise steckt, leider 
davon kaum profitieren. Die Entschei-
dung in Britannien, die EU zu verlassen, 
hat die Linke in zwei Lager getrieben. Es 
gab eine linke „left“- und eine linke „re-
main“-Kampagne. Die Befürchtungen, 
dass eine linke Kampagne zum Verlas-
sen der EU, zu einem massiven Aufstieg 
der Rechten führen würde, ist in Britan-
nien komplett ausgeblieben. Die rechten 
Kräfte sind in eine Krise geraten und die 
Labour-Partei hat einen unglaublichen 
Aufstieg und neue Linksentwicklung un-
ter Corbyn erfahren. 

In den südlichen Ländern, allen voran 
Griechenland, die am stärksten unter 
den deutsch-dominierten Sparprogram-
men gelitten haben, formiert sich die 
Linke neu, aber auch mit unklaren Positi-
onen zur EU und zum Euro. Aber überall 
ist klar, dass eine linke Strategie nur eine 
Strategie zur Überwindung der konkre-
ten Politik und Realität der EU sein kann.

Zu den Europawahlen zeichnen sich 
konkurrierende linke Wahlantritte ab, 
was der europäischen Linken sicher 
nicht guttun wird.  In dieser Situation 
hat die deutsche LINKE als maßgebliche 
Kraft innerhalb der Europäischen Linken 
und der Linken insgesamt, eine große 
Verantwortung, die linken Kräfte zusam-
menzuführen und politisch mit einem 
Programm gegen die Sparpolitik, gegen 
die Kriegspolitik und gegen die Klimazer-
störungspolitik der EU zu bewaffnen.  

Aber dieser Verantwortung wird die 
LINKE mit ihrer Europawahl-Strategie 
und ihrem Wahlprogramm leider nicht 
gerecht. 

Das gleiche Programm wie 
vorher

Trotz dieser Ausgangslage versucht 
die LINKE mit ihrer Wahlstrategie und 
ihrem Wahlprogramm zur EU-Wahl wei-
terhin den Spagat, die EU-Freund*innen 
und die EU-Gegner*innen in ihren Rei-
hen gleichermaßen gerecht zu werden. 

Der jetzt vom Parteivorstand der Mit-
gliedschaft zur Diskussion und letztli-
chen Entscheidung auf dem Parteitag im 
Februar 2019 vorgelegte Programment-
wurf ist im Wesentlichen der gleiche wie 
bei 2009 und 2014. Die EU soll vertrag-
lich neu begründet und neugestartet 

werden. Die gegenwärtige Verfasstheit 
erlaubt keine Korrektur der Politik. Die 
EU ist nach wie vor undemokratisch, mi-
litaristisch und neoliberal.

Ein größerer Teil des Programms 
beschäftigt sich mit Fragen der deut-
schen Politik. Was naheliegend ist, weil 
der Wahlkampf hier stattfinden wird, 
aber auch, weil sich insbesondere die 
deutsche Politik und ihr Diktat gegen-
über den anderen Mitgliedsstaaten 
ändern muss. Eine linkskeynesianische 
Nachfrage orientierte Politik müsste 
in Deutschland zu höheren Löhnen 
führen und zu einer Abkehr von den 
Exportüberschüssen, die alle anderen 
EU-Staaten systematisch in die Ver-
schuldung treiben. 

Renten- und Sozialversicherungen 
sollen ausgebaut werden und generell 

das Öffentliche gestärkt und die priva-
ten Profitinteressen zurückgedrängt 
werden. Die Bereiche der Daseins-Vor-
sorge müssen vergesellschaftet wer-
den und ebenso die Schlüsselindustri-
en. Die Bankenmacht soll zerschlagen 
werden. Hier fanden Änderungsanträge 
der AKL Berücksichtigung im Program-
mentwurf.

Die EU muss umfassend demokra-
tisiert werden, wobei die Stärkung der 
Rolle des Europäischen Parlaments eine 
zentrale Rolle spielt. Aber auch eine Ver-
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fassung und Abstimmung darüber in den 
Mitgliedstaaten ist nötig. Die Rechte für 
Gewerkschaften und soziale Bewegun-
gen müssen gestärkt werden, europäi-
sche Volksabstimmungen möglich sein. 

Die EU muss zu einem europäischen 
Investitionsprogramm verpflichtet wer-
den, von dem alle Mitgliedsstaaten pro-
fitieren. 

Die EU muss ihre Bremserrolle beim 
Klima- und Umweltschutz aufgeben. 
Und vor allem muss die EU ihre militä-
rischen Aufrüstungsbemühungen, inner-
halb und außerhalb der Nato einstellen. 
Eine Friedenspolitik für ganz Europa un-
ter Einschluss Russlands ist erforderlich.

Das alles wird auf gut neunzig Seiten 
mal detailverliebt, mal im großen Bogen 
aufgeführt, mit vielen Textpassagen, die 
wortgleich in früheren Programmen der 
LINKEN auftauchen. 

Aber all diese Auslassungen zu einer 
anderen EU werden immer wieder zu-
recht mit langen Ausführungen ergänzt, 
dass die konkrete Politik der EU heute 
das genaue Gegenteil vom eigentlich 
Notwendigen betreibt.  

Mehr als früher wird der Gegensatz 
zwischen EU-Modell und der Wirklich-
keit vorgeführt. Wie soll es angesichts 
dessen, was die Menschen jeden Tag 
erleben, auch anders sein? Aber dieser 
Gegensatz wird steril und eher als aka-
demische Synopse aufgeschrieben, die 
immer wieder beteuert, dass die LINKE 
natürlich für die EU sei, aber eben für 
eine andere. 

Eine LINKE, die nicht recht 
weiß, was sie will

So bleibt der Gesamteindruck, dass 
hier eine politische Kraft zur Wahl antritt, 
die links ist und die kein gutes Haar an 
der EU lässt, aber trotzdem irgendwie 
noch eine Nische als Pro-EU-Partei fin-
den möchte. 

Diese Operation kann nicht gelin-
gen. Die Plätze für Pro-EU-Parteien 
sind allesamt vergeben. SPD, CDU und 
FDP werden versuchen, die letzten 
EU-Sympathien und Vertröstungen zu 
mobilisieren, um ihr einziges bürgerli-
ches Herrschaftsprojekt zu verteidigen. 
Gleichzeitig werden sie aber auch die 
nationalen deutschen Interessen ins 
Spiel bringen, nicht nur, weil auch wei-
terhin „in Europa deutsch gesprochen“ 
werden soll, sondern auch, um den 
Druck der rechten Parteien etwas ent-
gegenzusetzen. Die GRÜNEN haben wie 
zuletzt bei allen Wahlen frisch und fröh-

lich den Part übernommen, die Partei zu 
sein, die den Kapitalismus mehr als alle 
anderen liebt. Sie verkaufen sich als die 
EU-Partei schlechthin und alles, was bis-
her in der EU schief gelaufen ist, seien 
Peanuts und würden die strahlende Zu-
kunft der EU nicht beeinträchtigen. Die 
rechten Parteien versammeln sich hinter 
der Parole der „EU der Vaterländer“, die 
von der LINKEN nicht – wie von einigen 
deutschen und europäischen Linken 
vorgeschlagen – mit einer Formel „Für 
die EU der Nationalstaaten“ gekontert 
werden kann und darf.

Die LINKE wird als die Partei der 
EU-Kritik wahrgenommen. Und das 
ist gut so. In allen öffentlichen Auftrit-
ten wird die LINKE den Part der harten 
EU-Kritik übernehmen, und es wäre 
schön, wenn sie den auch gut über-
nehmen könnte. Da wird ein klägliches 
„Aber wir sind doch auch für die EU“ nur 
zu Späßen führen und die Tür in Rich-
tung Unglaubwürdigkeit weit aufstoßen. 

Es wäre besser, wenn die LINKE stra-
tegisch und in ihrem Wahlprogramm 
sehr eindeutig die Rolle der Anti-EU-Par-
tei übernehmen würde. Die LINKE ist die 
Alternative zu den rechten, nationalisti-
schen Parteien aber ebenso auch zu den 
pro-kapitalistischen und Pro-EU-Partei-
en des bürgerlichen Establishments. 

Die AKL hat in den Diskussionen im 
Parteivorstand Änderungsanträge einge-
bracht, von denen die wichtigsten nicht 
übernommen wurden. Sie werden jetzt 
neu für den Parteitag eingereicht. Vor al-
lem wäre eine alternative Präambel für 
das Wahlprogramm erforderlich, die un-
sere programmatischen Vorstellungen 
über das hinaus, was wir 2009 und 2014 
gesagt haben, mit einer Strategie der 
Überwindung der EU und der konkreten 
EU-Politik verbinden.

Die LINKE ist eine sozialistische Par-
tei, die natürlich gerade dann die Sys-
temfrage zum Thema machen muss, 
wenn das alte System in einer Krise 
steckt.

Ein sozialistisches, anti-
kapitalistisches Europa 
wächst im Widerstand gegen 
die EU

Neustart der EU, das reicht heute 
nicht. Selbst ##die EU-Kommission und 
die die bürgerlichen Parteien benutzen 
mittlerweile diesen Begriff. Die konkre-
te Politik der EU hat bereits verheeren-
de Schäden angerichtet, sie kann nicht 

mehr jungfräulich unbefangen kritisiert, 
sondern muss konkret gestoppt und 
überwunden werden. 

Für diese Perspektive sollte die LINKE 
einen Wahlkampf führen.

Überwindung der EU, das bedeutet 
– so haben es die AKL-Bundesspre-
cher*innen im Parteivorstand beschrie-
ben – mindestens drei Ebenen, auf 
denen die Kritik und der Widerstand fort-
gesetzt werden sollte:

 Die konkrete Kritik an den Struk-
turen und der Politik der EU, wie 
sie in dem Programmentwurf an 
den meisten Stellen auch ausge-
führt wird;

 Eine Politik der Verweigerung der 
Spar- und Kriegspolitik, der Um-
weltzerstörung in den einzelnen 
Mitgliedstaaten. Eine „Rebellion“ 
gegen die deutschen EU-Dikta-
te und die EU-Kommission, ein-
schließlich des Rechtes zur Ein-
schränkung der Mitgliedschaft, 
zum Austritt und zum Verlassen 
der Euro-Zone;

 Und schließlich am wichtigsten: 
Die Entwicklung eines neuen 
Europas von Unten, die Stär-
kung der sozialen Bewegungen, 
grenzüberschreitender Arbeits-
kämpfe und das Einüben neuer 
Formen direkter Demokratie. Die 
Eigentumsfrage und ein neues 
Europaverständnis wird heute in 
grenzüberschreitenden Arbeits-
kämpfen wie bei Ryan-Airr, den 
Hafenbetrieben oder Amazon, 
in Klimaschutz-Mobilisierungen 
und in Demonstrationen gegen 
die Freihandelsverträge deutlich, 
ebenso im für 2019 geplanten 
Frauenstreik und antimilitaristi-
schen Aktionen. Die LINKE muss 
dies zu einem politischen Pro-
gramm und Aktionsvorschlägen 
zusammenführen.

Würde der Programmentwurf der 
LINKEN in diesem Sinne vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden, dann könnte 
die LINKE auch ihre Wähler*innen mit 
einem überzeugenden und die eigenen 
Interessen ansprechenden Wahlkampf 
mobilisieren und sie würde ihrer Aufga-
be, die führende Kraft in der Überwin-
dung der EU zu werden, wie es die Linke 
und die Menschen überall in Europa von 
einer deutschen Linken erwarten, ge-
recht werden.

�
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Zur aktuellen Hartz IV-Debatte

HARTZ IV IST EIN 
BÜRGERKRIEG DER 
POLITISCHEN KLASSE 
GEGEN DIE ARM 
GEMACHTEN
von Jürgen Aust

Das ungeliebte Kind Hartz IV beherrscht 
einmal mehr die Medien, weil SPD und 
Grüne signalisiert haben,  sich von dem 
lästigen Stallgeruch des Hartz IV-Sys-
tems befreien und Hartz IV angeblich 
überwinden zu wollen. Es lohnt jedoch 
ein genauerer Blick auf ihre Botschaften 
und Versprechungen, um festzustellen, 
dass es sich dabei überwiegend um al-
ten Wein in neuen Schläuchen handelt. 
Als der Sozialwissenschaftler Friedhelm 
Hengsbach im Jahre 2010 seinen Kom-
mentar nach fünf Jahren Hartz IV mit 
der harschen Anklage „Hartz IV ist ein 
Bürgerkrieg der politischen Klasse ge-
gen die arm Gemachten“ überschrieb, 
entschied kurze Zeit später das Bun-
desverfassungsgericht mit seinem Ur-
teil vom 09. Febr. 2010, dass  die Hartz 
IV-Regelsätze verfassungswidrig seien. 
Doch die weitverbreitete Hoffnung, 
dass das Gericht in eigener Kompetenz 
den Hartz IV-Regelsatz von damals 359 
Euro deutlich anheben würde, wurde 
bitter enttäuscht. Vielmehr wurde die 
Bundesregierung verpflichtet, „unter 
Beachtung der Rechtsauffassung“ des 
Gerichts die Höhe der Regelsätze neu 
zu ermitteln und festzulegen. Unter der 
Regie der „Allzweckwaffe“ im CDU-La-
ger, der neu ins Amt gehobenen Ar-
beitsministerin Ursula von der Leyen, 
wurde der Regelsatz dann nach langen 
Geburtswehen zum 01. Januar 2011 auf 
dem alten Niveau fortgeschrieben, in-
dem zahlreiche bisherigen Bedarfe, wie 

z.B. alkoholische Getränke, völlig raus-
gestrichen und auch die Referenzgrup-
pe zwecks Ermittlung des Ausgabever-
haltens armer Menschen von bisher 
20% auf 15% reduziert wurden. Obwohl 
für einige Monate von allen Seiten mas-
sive Kritik an der Höhe der Hartz IV-Re-
gelsätze geübt wurde, prallte diese Kri-
tik an den herrschenden Parteien völlig 
ab und auch die SPD war nicht ansatz-
weise bereit, sich mit ihrem damaligen 
(und heutigen) Koalitionspartner anzu-
legen.
Es brauchte mehr als weitere sieben 
Jahre, bis die beiden Agenda-Partei-
en, SPD und Grüne, aufgrund der von 
mehreren Sozial- und Wohlfahrtsver-
bänden immer wieder erneuerten Kritik 
am Hartz IV-System und seiner Sank-
tions-Praxis, sich gezwungen sehen, 
den Sozialstaat zu „modernisieren“ 
bzw. wie es Andrea Nahles für die SPD 
vollmundig angekündigt hat, sogar eine 
„Sozialstaatsreform 2025“ auf den Weg 
zu bringen. 

Hartz IV als Ausdruck eines 
armutsverschärfenden 
Systemwechsels

Um die zentralen Botschaften von Ha-
beck („wir werden das Hartz IV-System 
hinter uns lassen“) und Nahles („wir 
brauchen einen tiefgreifenden Menta-
litätswechsel in der Grundsicherung“) 

Jürgen Aust ist Mitglied im 
Bundes-Sprecher*innenrat 
der AKL und im Landesvor-
stand der LINKEN.NRW. Er ist 
Aktiv in Duisburg als Jurist in 
der Sozial- und Flüchtlingsbe-
ratung.
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verstehen bzw. einordnen zu können, 
bedarf es nochmals eines Rückblicks 
auf das, was mit der „Agenda-Reform“ 
der damaligen rot-grünen Regierung 
intendiert und politisch umgesetzt wur-
de. Der damalige Bundeskanzler, Ger-
hard Schröder, proklamierte in seiner 
berühmten Regierungserklärung vom 
14. März 2003: „Wir werden Leistungen 
des Staates kürzen, Eigenverantwor-
tung fördern und mehr Eigenleistung 
von jedem einzelnen abfordern müs-
sen.“ Zu diesem Zeitpunkt lag bereits 
der Bericht der „Hartz-Kommission“ 
vor, der die Grundlage für einen weit-
reichenden Umbau der bestehenden 
Sozialsysteme schuf. Bevor das Hartz 
IV-System am 01. Januar 2005 in Kraft 
trat, waren bereits zahlreiche Maßnah-
men zur Flexibilisierung des Arbeits-
marktes wie z.B. bei den Mini-Jobs oder 
der Leiharbeit seit dem 01. Januar 2013 
durchgesetzt worden. Doch der umfas-
sendste Kahlschlag in der Sozialpolitik 

erfolgte mit Hartz IV, das aus linker 
Sicht ein Massenverarmungsprogramm 
zum Zwecke einer groß dimensionier-
ten und kapitalorientierten Lohnsub-
ventionierung war. 
Der entscheidende soziale Kahlschlag 
beruhte auf der Zusammenführung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe, so dass 
alle ehemaligen Arbeitslosenhilfe-Be-
zieher*innen mit dem neuen Hartz 
IV-Regelsatz weit unter die offizielle 
Armutsgrenze fielen. Die Arbeitslosen-
hilfe war bereits 1956 durch die Ade-
nauer-Regierung eingeführt worden 
und war zeitlich unbefristet. Sie betrug 
53 bzw. 57 % des letzten pauschalierten 
Nettoentgeltes. Um den dramatischen 
finanziellen Absturz an einem Beispiel 
deutlich zu machen: wer bisher Arbeits-
losenhilfe von ca. 1200 Euro hatte, die/
der konnte als Alleinerziehende(r) mit 
einem Kind zusätzlich das anrechnungs-
freie Kindergeld sowie ggfls. Wohngeld 
in Anspruch nehmen, so dass damit ca. 

350 - 400 Euro zusätzlich zur Verfügung 
standen. Diese anrechnungsfreien Zu-
satzleistungen wurden durch Hartz IV 
gnadenlos gestrichen, so dass statt 
bisher ca. 1600 Euro lediglich noch ca. 
1.050 Euro vorhanden waren (345 Euro 
Regelsatz für den Erwachsenen + 230 
Euro für das 5-jährige Kind + 450 - 480 
Euro Miete).
Die Bekämpfung der Arbeitslosen und 
nicht der Massenarbeitslosigkeit er-
folgte weiterhin auf den Feldern der 
Mietkosten, der Konstruktion der „Be-
darfsgemeinschaft“ statt individueller 
Leistungsansprüche, der verschärften 
U25-Regelung und zahlreichen anderen 
Verschärfungen, die Hartz IV zu einem 
Sonderrecht der „arm Gemachten“ 
machte. Um die Entrechtung der vom 
Hartz IV-Regime erfassten Menschen 
besonders effektiv zu machen, wurden 
im Laufe der Zeit z.B. auch bis dahin 
anrechnungsfreie Sozialleistungen wie 
das Elterngeld angerechnet oder es 

wurden die Beiträge zur Rentenversi-
cherung völlig gestrichen, so dass wäh-
rend der Langzeitarbeitslosigkeit über-
haupt keine Rentenansprüche mehr 
erworben werden.
Bei den sog. „Kosten der Unterkunft“, 
also den Mietkosten, wurde den ohne-
hin klammen Kommunen die Möglich-
keit eröffnet, die Grenze der angemes-
senen Mietkosten selbst festzulegen, 
so dass z.B. in 2018 ca. 627 Mio. Euro 
aufgrund nicht genehmigter Mietkos-
ten diese von den Betroffenen aus 
dem Regelsatz selbst finanziert werden 
mussten und damit die Menschen weit 
unter das Existenzminimum gedrückt 
wurden. Betroffene, die sich gegen die-
ses System der Entrechtung zur Wehr 
setzen, werden auf einen unverhält-
nismäßig langen und zermürbenden 
Rechtsweg verwiesen, da sozialge-
richtliche Verfahren in der Regel ca. 1 
Jahr und länger dauern, weil aufgrund 
einer zunehmenden Klageflut gegen die 

Jobcenter die Sozialgerichte personell 
mangels ausreichender Richterstellen 
nicht mehr in der Lage sind, eingehen-
de Klagen zeitnah zu bearbeiten, so 
dass die Betroffenen den gekürzten 
oder verweigerten Sozialleistungen in 
der Regel einschließlich des Vor- bzw. 
Widerspruchsverfahrens ca. 1 1/2 bis 
2 Jahre hinterherlaufen, bevor sie even-
tuell von den Sozialgerichten Recht be-
kommen. 
Die herrschende Politik und die sie be-
ratenden neoliberalen Thinktanks wie 
die Bertelmanns-Stiftung hatten sich 
zwecks Umbau des Sozialstaates im 
Sinne von mehr „Eigenverantwortung“ 
à la Bundeskanzler Gerhard Schröder 
aber noch eine besondere Variante 
einfallen lassen: das Arbeitslosengeld 
wurde für die Masse der arbeitslos ge-
machten Menschen auf lediglich ein 
Jahr befristet und anschließend kam der 
Hartz IV-Vollzug. Das führte zu sozialen 
Abstürzen wie z.B. eines ehemaligen 
Betriebsratsvorsitzenden eines mittle-
ren Stahlunternehmens, das in Konkurs 
ging, und der betroffene Mensch nach 
einem Jahr statt bisher ca. 3.000 Euro 
netto nur noch ca. 800 Euro als Single 
zur Verfügung hatte. Also Abschaffung 
seines PKW‘s, Aufgabe der bisherigen 
Mietwohnung, Streichung jeglicher Ur-
laubswünsche oder auch nur Fahrten 
mit der Bahn, um die kranke Mutter im 
Altersheim zu besuchen. Menschen-
würde wurde auf dem Altar des neoli-
beralen Kürzungs- und Sparwahns ge-
opfert.

Nahles und Habeck brechen 
nicht mit der Hartz IV-Logik 

Um die angeblichen „Überwin-
dungs“-Botschaften von Andrea Nahles 
besser einordnen zu können, lohnt ein 
Blick in ihre „Grundsatzerklärung“ vom 
19.11.2018, in der es zu Beginn heißt:
„Deutschland ist ein reiches Land. Seit 
10 Jahren wächst die Wirtschaft, wir 
haben Rekordbeschäftigung und die öf-
fentlichen Haushalte sind stabil und soli-
de finanziert. Unsere Arbeitsvermittlung 
gehört zu den modernsten der Welt und 
der Sozialstaat ist gut ausgebaut. Diese 
Erfolgsgeschichte trägt die Handschrift 
der SPD.“
Das hätte Gerhard Schröder nicht über-
zeugender formulieren können und be-
weist, dass Nahles als SPD-Vorsitzende 
der Agenda-Politik nach wie vor treu 
ergeben ist. Kein Wort zur ausufern-
den Armutsentwicklung, kein Wort zum 
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Repressionssystem Jobcenter, eine 
einzige Lobhudelei auf das vor Kraft 
strotzende Deutschland des Jahres 
2018. Ihre moderaten Korrekturen sind 
deshalb ausschließlich dem Umstand 
geschuldet, dass der SPD immer mehr 
Wähler*innen weglaufen und die Um-
fragewerte im Keller sind. Sie versucht 
deshalb mit ihren vergifteten Verspre-
chungen, Hartz IV „überwinden“ zu wol-
len, verlorenes Terrain zurückzugewin-
nen, aber zieht auch nicht annähernd 
Konsequenzen aus der für Millionen 
von Menschen verheerenden Agen-
da-Politik. Im Kern geht es ihr wie wei-
land dem für kurze Zeit in der SPD zum 
Messias aufgestiegenen Martin Schulz 
um „die hart arbeitenden Deutschen, 
die sich an die Regeln halten (O-Ton 
Martin Schulz), wenn sie als zentrale 
Botschaft verkündet,   dass „Arbeitneh-
mer mit geringem Einkommen...mehr 
netto in der Tasche haben (müssen), 
um den Abstand zur Grundsicherung 
zu vergrößern…..Die Arbeitslosenversi-
cherung muss wieder zum wichtigsten 
Sicherungs- und Unterstützungssys-
tem für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer werden.“ Im Anschluss daran 

propagiert sie dann für diese einen 
Rechtsanspruch auf Weiterbildung und 
den Vorschlag von Schulz, den Absturz 
in Hartz IV mit einem „Arbeitslosengeld 
Q“ zu verhindern. Zum Repressionssys-
tem Hartz IV mit seinen menschenun-
würdigen und erheblich zu niedrigen 
Regelsätzen sowie dem Zwang, nahezu 
jegliche Arbeit annehmen zu müssen, 
schweigt sie sich völlig aus. Das Sank-
tionsregime will sie grundsätzlich bei-
behalten, da „niemand aber auch Ver-
ständnis (hätte), wenn Regelverstöße 
und der Mißbrauch von Sozialleistun-
gen ohne Konsequenzen blieben.“ Es 
geht ihr allenfalls um moderate Korrek-
turen, da Sanktionen „zum Symbol für 
das Mißtrauen des Staates gegenüber 
den Grundsicherungsbeziehern ...ge-
worden (seien),“ wobei sie sich noch 
nicht einmal mehr für die Beseitigung 
der Sanktionspraxis bei den U 25-jäh-
rigen ausspricht, was die SPD nach der 
Bundestagswahl noch anlässlich der 
Koalitionsverhandlungen mit der CDU 
gefordert hatte. 
Von diesen Scheinlösungen hebt sich 
der Habeck-Vorschlag deutlich ab, da 
er insbesondere sich von den Sanktio-

nen konsequent verabschiedet, wenn 
er „auf Anreiz statt auf Bestrafung“ 
setzt. Beratung und Weiterbildung 
sollen auf dem Prinzip der Freiwillig-
keit beruhen, der Zwang zur Arbeits-
aufnahme soll entfallen. Andererseits 
schweigt sich der Habeck-Vorschlag, 
die bisherige Grundsicherung durch ein 
„neues Garantiesystem“ zu ersetzen, 
ebenso dazu aus, wieviel verfügbares 
Geld denn ein bedürftiger Mensch zur 
Sicherung des Existenzminimums zur 
Verfügung haben sollte, also zu der 
seit langer Zeit vom Paritätischen ge-
forderten Anhebung des Regelsatzes 
auf monatlich 571 Euro, dem eine aus-
führlich begründete wissenschaftliche 
Studie zugrunde liegt. Habeck geht es 
im Gegensatz zu Nahles darum, den 
Anreiz zur Arbeitsaufnahme dadurch 
zu erhöhen, dass von dem Zuverdienst 
bei der Anrechnung auf die Grundsi-
cherungsleistung 30% anrechnungsfrei 
gestellt werden soll, so dass z.B. bei ei-
nem Nettoverdienst von ca. 1300 Euro 
ein Betrag von 390 Euro anrechnungs-
frei wäre, während bei der derzeitigen 
Anrechnungspraxis lediglich 300 Euro 
mehr zur Verfügung steht. Weiterhin 

will Habeck auch ein deutlich höheres 
Schonvermögen von 100.000 Euro an-
rechnungsfrei stellen, während bisher 
bei einem Sparguthaben bei einem 
40-jährigen Leistungsbezieher lediglich 
6.750 Euro (150 Euro x Alter) und bei 
einer Altersversorgung ein Betrag von 
maximal 50.250 Euro freigestellt wür-
de.
Dennoch gab es aus den Reihen von 
Politik und Kapital massive Kritik, als 
hätten Nahles und Habeck nahezu zur 
Revolution aufgerufen. Aus den Rei-
hen der SPD attackierte ihr Vize-Chef 
Ralf Stegner den Habeck-Vorschlag 
mit den Worten: „Jeder, der arbeiten 
kann, der muss auch arbeiten,“ womit 
er von seinem ehemaligen Parteivorsit-
zenden Franz Müntefering mit dessem 
Ausspruch „Wer nicht arbeiten will, 
soll auch nicht essen,“ nicht allzu weit 
entfernt ist. Ebenso distanzierte sich 
der ehemalige SPD-Hoffnungsträger 
Sigmar Gabriel und meinte, dass „die 
SPD aufpassen müsse, dass sie nicht 
zu einer Hartz IV-Partei“ werde. Für die 
CDU erklärte ihr Wirtschaftsminister 
Peter Altmaier erwartbar: „Wir dürfen 
und werden Hartz IV nicht abschaffen,“ 

und begründete seine Position mit der 
längst widerlegten Legende, dass die 
Reformen entscheidend dazu beigetra-
gen hätten, die Arbeitslosigkeit deutlich 
zu reduzieren. In diesen Chor der Dis-
tanzierer stimmte auch der DGB-Vor-
sitzende, Reiner Hofmann, ein, der in 
einem Interview mit der WAZ Erstaun-
liches vermeldete. So sagte er auf die 
Frage, welcher Teil von Hartz IV bleiben 
müsse u.a.: „Einige Punkte waren sinn-
voll, zum Beispiel die Zusammenlegung 
von Arbeitslosenhilfe und Arbeitslosen-
geld.“ Dass gerade dieser Systemwech-
sel für die dramatische Armutsent-
wicklung verantwortlich war, scheint 
offensichtlich das Erkenntnisvermögen 
eines deutschen Gewerkschaftsvorsit-
zenden mit SPD-Parteibuch zu über-
steigen. Auch Hofmann kann sich nur 
zu einer moderaten Kritik an der Sankti-
onspraxis durchringen, wenn er erklärt, 
dass Arbeitslose „keine Sanktionen 
aufgebrummt bekommen (dürfen), die 
ihre Existenz bedrohen,“ was doch of-
fensichtlich bedeutet, dass nichtexis-
tenzbedrohende Sanktionen gleichwohl 
erforderlich sind. Deshalb heißt es auch 
in dem aktuellen Diskussionspapier 
„Soziale Sicherheit statt Hartz IV“ des 
DGB-Vorstandes, dass Sanktionen „in 
ihrer Schärfe nicht zu vertreten“ seien, 
es fordert jedoch keine grundsätzliche 
Abschaffung des Repressionssystems.
Allerdings schaltete sich der DGB na-
hezu zeitgleich mit einem Diskussions-
papier „Soziale Sicherheit statt Hartz 
IV“ in die Debatte ein, mit welchem er 
in erster Linie durch umfangreiche Re-
formmaßnahmen im Rechtskreis der 
Arbeitslosenversicherung ca. 1,6 Mio. 
Arbeitslose aus Hartz IV herausho-
len will. So soll durch eine abgestufte 
Verlängerung des Arbeitslosengeldan-
spruchs (ALG I) erreicht werden, dass 
je nach Dauer der Beschäftigungszeit 
das ALG I bis maximal 17 Monate län-
ger ausgezahlt wird, also insgesamt 
die bisherige Anspruchsdauer von 12 
Monaten auf 29 Monate aufgestockt 
wird. Diese Vergünstigung erhalten je-
doch nur diejenigen, die mindestens 
35 Versicherungsjahre zurückgelegt 
haben, während alle, die unter 10 Versi-
cherungsjahre bleiben, von diesen Re-
formforderungen nicht profitieren. Da-
rüberhinaus soll durch eine Anhebung 
des Wohngeldes und eine deutliche Er-
höhung des Kinderzuschlages erreicht 
werden, dass insbesondere Alleinerzie-
hende und kinderreiche Personen nicht 
mehr gezwungen sind, ihren Lohn auf-
zustocken und unabhängig von Hartz IV 

Menschenwürde wurde auf dem Altar des 
neoliberalen Kürzungs- und Sparwahns geopfert.
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werden. Doch beim Ausstieg aus dem 
Hartz IV-System werden die Forderun-
gen des DGB deutlich unkonkreter. So 
heißt es bei den Hartz IV-Regelsätzen 
lediglich, dass diese „grundsätzlich neu 
ermittelt“ werden müssen, ohne eine 
konkrete Forderung wie z.B. die des 
Paritätischen nach einer Anhebung auf 
571 Euro zu übernehmen. Bei den Leis-
tungen für die Miete fehlt es ebenso 
an deutlichen Konturen, wenn es zwar 
heißt, dass die Leistungen so ausge-
staltet werden müssten, „dass die bis-
herige Wohnung in aller Regel erhalten 
werden kann,“ doch auch hier wird eine 
klare und deutliche Position vermieden. 
Insbesondere bei den Sanktionen kann 
der DGB sich nicht dazu durchringen, 
jeglichen Sanktionen eine klare Absa-
ge zu erteilen, sondern es wird in ers-
ter Linie erklärt, dass die Sanktionen 
„in ihrer Schärfe nicht zu vertreten“ 
seien, was nichts anderes heißt, dass 
entschärfte Sanktionen auch weiterhin 
ihre Berechtigung haben. Ein deutlicher 
Systemwechsel in der Arbeitsmarktpo-
litik sieht anders aus.

Linke Alternativen zu den 
Hartz IV-“Modernisierungs-
vorschlägen“

Auch wenn sich der Vorstoß von Ha-
beck deutlich von Nahles‘ Vorschlag ab-
setzt, enthält er keinen konsequenten 
Ausstieg aus der Agenda-Logik und der 
neoliberalen Arbeitsmarktpolitik. Seine 
Vorschläge zu einer neuen „Garantiesi-
cherung“ enthalten weder Kritik an dem 
auch von den Grünen mitgeschaffenen 
Hartz IV-System und den von ihm verur-
sachten Verelendungsprozessen, noch 
auch nur ansatzweise eine Analyse der 
neoliberalen Arbeitsmarktpolitik und 
der ständigen Ausweitung des prekä-
ren Beschäftigungssektors. Vielmehr 
begründet er seine Vorschläge in erster 
Linie damit, dass wir in den kommen-
den Jahren „einen hoch dynamischen 
Wandel der Arbeitswelt erleben“ wür-
den und deshalb das „Garantievespre-
chen des Sozialstaats“ erneuert wer-
den müsse. Dies ist alles andere als 
ein Bruch mit der Hartz IV-Logik bzw. 
so etwas wie ein Systemwechsel in der 
Arbeitsmarktpolitik. 

1.

Ein Bruch mit der Hartz IV-Logik müsste 
deshalb zunächst einmal das mit Hartz 

IV eingeführte Zwei-Klassen-System in 
der Arbeitsmarktpolitik bedingungslos 
abschaffen, wonach die einen Arbeits-
losen von den Arbeitsagenturen erfasst 
und betreut werden und der überwie-
gende Teil der Arbeitslosen von den 
Jobcentern. Aufgrund dieser Aufspal-
tung erhalten die vom sog. Versiche-
rungssystem erfassten Arbeitslosen 
eine erhebliche bessere Qualifizierung 
und Weiterbildung, die u.a. auch die 
Ursache dafür ist, dass sie erheblich 
schneller ihre Arbeitslosigkeit beenden, 
als der große Rest der Arbeitslosen. 
Um dies an wenigen Zahlen zu verdeut-
lichen:  2017 betrug der Teilnehmerbe-
stand der Förderung der beruflichen 
Weiterbildung im Rechtskreis des SGB 
III ca. 95.000, während er bei den ALG 
II-Bezieher*innen (SGB II) lediglich ca. 
59.000 betrug, obwohl letztere mit ca. 
73% der offiziell registrierten Arbeitslo-
sen im Verhältnis zu lediglich 27% im 
Rechtskreis SGB III nahezu das dreifa-
che ausmachen. Diese unterschiedli-
chen Standards, die hauptsächlich auf 
einer deutlichen Unterfinanzierung des 
SGB II-, also des Hartz IV-Systems be-
ruhen, sind eine entscheidende Ursa-
che für den unverhältnismäßig langen 
Verbleib von Hartz IV-Bezieher*innen 
in der Langzeitarbeitslosigkeit. Deshalb 
ist es unabdingbar, dass alle Arbeits-
losen unabhängig von der Dauer ihrer 
Arbeitslosigkeit die gleiche Förderung 
erhalten. Die Jobcenter haben bei die-
sem entscheidenden Problem nicht nur 
versagt, sondern dieses Versagen wur-
de von der herrschenden Politik durch 
diese Zwei-Klassen-Politik bewusst ver-
ursacht.

2.

Der Absturz in Hartz IV (oder dem-
nächst möglicherweise unter einem 
anderen Etikett) ist nach jedem der 
dargestellten „Überwindungsmodelle“ 
grundsätzlich nur eine Frage der Zeit, 
auch wenn die Anspruchsdauer des 
ALG I, wie es der DGB fordert, bis zu 
29 Monaten verlängert wird. Ein kon-
sequenter Bruch mit der Hartz IV-Logik 
sollte deshalb für alle Arbeitslosen, die 
aufgrund betriebsbedingter Umstän-
de, sei es durch Kündigung oder sei es 
durch Firmenkonkurs, ihre Arbeit ver-
lieren, einen unbefristeten Bezug von 
Arbeitslosengeld ermöglichen. Den er-
wartbaren Einwendungen, das sei doch 
nicht finanzierbar, sei entgegen gehal-
ten, dass vor 2005 die Arbeitslosen-

hilfe als Anschlussfinanzierung nach 
Auslaufen des Arbeitslosengeldes (ALG 
I) auch eine unbefristete Leistung war. 
Dadurch würden aktuell z.B. 370.000 
Arbeitslose, deren ALG I-Anspruch 
2017 nach 12 Monaten endete, nicht in 
Hartz IV abrutschen. 

3.

Für alle, die keinen ALG I-Anspruch 
im Falle ihrer Arbeitslosigkeit haben, 
müsste eine Grundsicherungsleistung 
geschaffen werden, die oberhalb der 
Pfändungsfreigrenze liegen sollte, also 
ca. 1.200 Euro betragen müsste. In die-
sem Betrag wären auch die Mietkosten 
erhalten, auch wenn diese z.B. in Duis-
burg günstiger als in München sind. Die 
dagegen erhobenen Einwände, dass 
eine Pauschalierung der Mietkosten 
abzulehnen sei, weil sie nicht dem un-
terschiedlichen Mietniveau in Deutsch-
land Rechnung trage,  sind nicht geeig-
net, die Forderung nach einer deutlich 
höheren Sozialleistung zu entkräften. 
Denn vor diesem Problem stehen auch 
die Menschen, die Erwerbseinkommen 
erzielen. Ein unterschiedliches Mietni-
veau muss deshalb durch einen Wohn-
geldanspruch ausgeglichen werden, 
wobei das Wohngeld, sowie es auch der 
DGB-Vorschlag vorsieht, deutlich ange-
hoben werden sollte, um exorbitant hö-
here Mieten wie z.B. in München, Köln 
oder Hamburg bezahlbar zu machen.

4.

Schließlich muss das Repressionssys-
tem Hartz IV in Form von Sanktionen 
und Zumutbarkeitsregeln bedingungs-
los abgeschafft werden, da dieses in 
erster Linie dazu dient, Arbeitslose für 
die Aufnahme von schlecht bezahlter 
Arbeit und schlechten Arbeitsbedingun-
gen gefügig zu machen. Diese „schwar-
ze Pädagogik“ dient ausschließlich 
dem Kapital und seinem Interesse an 
möglichst günstiger Verwertung von Ar-
beitskraft, aber keinesfalls arbeitslosen 
Menschen bei der Suche nach einem 
gut bezahlten Job bzw. halbwegs huma-
nen Arbeitsbedingungen. 

�
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Frauen*streik am 8. März 2019

WIR WERDEN DAS 
ÄNDERN, ES IST HÖCHSTE 
ZEIT!
von Ingrid Jost

Vor hundert Jahren erkämpften die 
Frauen* in Deutschland nach jahrelan-
gen Auseinandersetzungen das allge-
meine aktive und passive Wahlrecht. 
Es trat am 30. November 1918 in Kraft. 
Als erste Frau* in der Weimarer Nati-
onalversammlung spricht am 19. Feb-
ruar 1919 die Sozialdemokratin Marie 
Juchacz aus Berlin:

„Ich möchte hier feststellen 
..., dass wir deutschen 
Frauen dieser Regierung 
nicht etwa in dem 
althergebrachten Sinne Dank 
schuldig sind. Was diese 
Regierung getan hat, das war 
eine Selbstverständlichkeit: 
sie hat den Frauen gegeben, 
was ihnen bis dahin zu 
Unrecht vorenthalten 
worden ist.“

Ein Blick auf die aktuellen gesell-
schaftlichen Verhältnisse macht deut-
lich, dass hundert Jahre später Frauen* 
in Deutschland noch immer zahlreiche 
Gründe haben, gegen Diskriminierung 
und für ihre Rechte weiter zu kämpfen. 
Erfreulicherweise ist der Widerstand 
gegen sexuelle und psychische Gewalt, 
Umweltzerstörung, prekäre Arbeitsver-
hältnisse und diverse Formen der Dis-
kriminierung in Deutschland deutlich 
sichtbarer geworden und allein in Berlin 
protestierten letztes Jahr allein immer-
hin 10.000 Menschen am Internatio-
nalen Frauen*tag. In Spanien dagegen 
waren es 5,3 Millionen, die in 120 Städ-
ten auf die Straße gingen für Gleichbe-
rechtigung und gegen Machismo.      

Gesellschaftliche Missstände, 
die es zu beseitigen gilt

Eine Studie der Hans-Böckler-Stif-
tung belegt, die Einkommensschere 
öffnet sich zunehmend und auch die 
Lebenslagen von Armen, Mittelschicht 
und Reichen fallen immer weiter ausein-
ander. Die Mittelschicht schrumpft und 

die Ränder nehmen zu. Die Befragung 
von jährlich 11.000 Haushalten ergab, 
dass 1991 rund 11 Prozent aller Men-
schen in Deutschland einkommens-
arm waren, und die Quote bis 2015 auf 
knapp 16,8 Prozent angestiegen ist. Die 
Quote bei den Reichen stieg von 5,6 auf 
7,5 Prozent. Der Anstieg von Armut ist 
u.a. durch den Ausbau von prekärer Be-
schäftigung und dem Niedriglohn-Sek-
tor verursacht. Insbesondere bei Mi-
nijobs und Teilzeit sind mehrheitlich 
Frauen* betroffen. Diese Arbeitsver-
hältnisse sind in der Regel ein Garant 
für zukünftige Altersarmut.

Spitzenwerte kann Deutschland bei 
der Entgeltungleichheit zwischen Män-
nern und Frauen* vorweisen. Nach Est-
land und der Tschechischen Republik 
liegt Deutschland mit 22% auf Platz 3 in 
der EU (Datenbasis 2015). In Deutsch-
land gibt es einen gravierenden Lohn-
unterschied zwischen alten und neu-
en Bundesländern, der in den neuen 
deutlich niedriger ist und u.a. auf ein 
anderes Frauenbild, eine andere beruf-
liche Integration von Frauen* und ent-
sprechende Kita-Plätze zurückzuführen 
ist. Die traditionelle Arbeitsteilung mit 
dem männlichen „Haupternährer“ und 
der weiblichen „Zubrot-Verdienerin“ ist 
auch heute noch verbreitet und zwar 
mit weitaus mehr Zustimmung im Wes-
ten als im Osten.

Der halbherzige Versuch, die Lohn-
diskriminierung von Frauen* zu been-
den, zeugt ebenfalls nicht von einer 
kulturellen Überlegenheit, wohl eher 
davon, den Status quo so lange wie 
möglich aufrecht zu erhalten. Das Ge-
setz zur Förderung der Transparenz von 
Entgeltstrukturen, das seit dem 6. Janu-
ar 2018 in Kraft ist, soll künftig für mehr 
Lohn-Gerechtigkeit sorgen. Den Nach-
weis für die Lohndiskriminierung sollen 
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die Diskriminierten selbst erbringen, 
auch wenn es ein Recht auf Auskunft 
durch den Arbeitgeber für den konkre-
ten Vergleichsfall gibt, allerdings nur 
über das durchschnittliche Jahresein-
kommen. Außerdem lässt das Gesetz 
mehr als die Hälfte der Frauen* im Re-
gen stehen, weil es nur für Betriebe ab 
200 Beschäftigten gilt. Das Auskunfts-
recht wird jedoch durch die Priorität 
des Datenschutzes begrenzt, der dann 
greift, wenn weniger als 6 Personen in 
einem Bereich arbeiten. Dann wird der 
Nachweis der Lohndiskriminierung un-
möglich für die Betroffenen. Sehr viel 
konsequenter ist das isländische Ge-
setz zur Lohngleichheit, das ebenfalls 
seit Januar 2018 in Kraft ist. Es gilt für 
Betriebe ab 25 Beschäftigten und ver-
pflichtet die Arbeitgeber, Lohngleich-
heit zu belegen und den Vorwurf der 
Entgeltdiskriminierung zu entkräften. 
Das Gesetz wird mit Hilfe von staat-
lichen Kontrollen durchgesetzt. Auch 
wenn dieses Gesetz noch verbessert 
werden kann, so sind die Umkehr der 
Beweislast, die staatliche Kontrolle und 
der größere Gültigkeitsbereich nachah-
menswerte Schritte in die Richtung tat-
sächlicher Entgeltgleichheit.

Krieg, Terror und Vergeltungsschläge 
oder Auslandseinsätze sind ebenfalls 
nur unmenschliche Gewaltakte die welt-
weit geächtet werden müssen, weil sie 
immer unschuldige Opfer fordern und 
nur Kapital- und Machtinteressen die-
nen. Außerdem vergewaltigen Soldaten 
in fast allen Ländern der Erde Frauen* 
als Mittel der Kriegsführung. Eine Hin-
tergrund-Meldung des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 21.11.2018 legt nahe, dass 
der gefährlichste Platz für Frauen* der 
eigene Haushalt ist. Über 82 Prozent 
der Opfer von Partnerschaftsgewalt 
sind Frauen* und zwar aus allen sozia-
len Schichten. Die aktuelle polizeiliche 
Kriminalstatistik hat 11.800 Fälle von 
gefährlicher Körperverletzung erfasst, 
über 1.500 Fälle von Freiheitsberau-
bung und 364 Delikte von Mord und 
Totschlag. Die Statistik erfasst nur die 
angezeigten Gewalttaten, die Dunkel-
ziffer dürfte erheblich höher sein. Das 
BMFSFJ betont die Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit von staatlichen und 
nicht-staatlichen Stellen, allerdings 
sehr viel mehr auf dem Papier als in der 
Realität. Der Rüstungsetat wird zwar 
deutlich erhöht, doch für die Einrich-
tung der erforderlichen Plätze in den 
Frauen*häusern fehlen den zum Teil 
verschuldeten Kommunen häufig die 

notwendigen finanziellen Mittel oder 
der politische Wille, dieses Problem mit 
Vorrang zu lösen.

Eine paritätische Beteiligung auf al-
len Ebenen wird den Frauen* jedoch 
nach wie vor vorenthalten. Im Bundes-
tag ist der Frauen*anteil von 1949 mit 
6,8 % bis zum Jahr 2013 kontinuierlich 
angestiegen und lag in dem Jahr bei 
36,3 %. Im Jahr 2017 ist der Frauen*an-
teil erstmalig wieder gesunken und liegt 
mit einem Anteil von 30,9% auf dem 
Stand von 1998.

Die reproduktive unbezahlte Haus- 
und Familienarbeit ist in der kapitalis-
tisch-patriarchalen Gesellschaft über-
wiegend Frauen*arbeit, die, wenn sie in 
die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
einfließen würde, älteren Schätzungen 
zufolge an Geldwert gemessen, etwa ein 
Drittel des Sozialprodukts moderner In-
dustriegesellschaften ausmacht.

Männer beteiligen sich auch wei-
terhin nur unzureichend an der un-
bezahlten Haus- und Familienarbeit, 
während die Frauen* den sogenannten 
„männlichen Produktivkräften“ den 
Rücken freihalten, obwohl ein Großteil 
der Frauen* ebenfalls zu den Produk-
tivkräften gehört und u.a. in der Textil-
branche schon immer dazugehört hat. 
Den Löwenanteil der Hausarbeit leisten 
teilzeitarbeitende Frauen*, die damit 
nur selten eigene Rentenanwartschaf-
ten oberhalb der Armutsgrenze erwirt-
schaften können.

Die internationale 
feministische Bewegung

Angesichts der gegenwärtigen Welt-
lage, die geprägt ist von Krisen und 
Kriegen, gehen die feministischen Be-
mühungen weit über die paritätische 
Beteiligung in irgendwelchen Parlamen-
ten und Gremien hinaus. Die feminis-
tische Bewegung will gleichberechtigt 
mitentscheiden im Kampf um eine 
friedliche Gesellschaft, die achtsam mit 
den Mitmenschen, der Umwelt und der 
Natur umgeht.

Aus diesem Grund haben Feminis-
tinnen beschlossen, dem Beispiel der 
spanischen Frauen* vom 8. März 2018 
zu folgen, denen es gelungen war, 5,3 
Millionen Menschen auf die Straße zu 
bringen. Die feministische Bewegung in 
Deutschland und in anderen Ländern 
will am internationalen Frauen*tag 
2019 ähnlich erfolgreich sein.  

Unter dem Motto „Wenn wir die Ar-
beit niederlegen, steht die Welt still“ 

fand am 10. und 11. November das 1. 
bundesweite Vernetzungstreffen in der 
Universität Göttingen statt. Mehr als 
300 Menschen hatten zunächst die 
Gelegenheit, auf dem Eröffnungspodi-
um von Frauen* aus unterschiedlichen 
Ländern zu erfahren, was Frauen*streik 
heute heißt.

Die Rednerin aus London berichtete 
zunächst von Streiks, wie den der Frau-
en* aus Deutschland, dem sogenann-
ten „Gebärstreik“, in dem Frauen* dafür 
kämpften, weniger Kinder zu bekom-
men, um arbeiten zu können und un-
abhängiger zu werden. Auch in Nigeria 
kämpften Frauen* für mehr Rechte, sie 
kamen unterstützt von ihren Männern 
in die Städte, um die Bezahlung für ihre 
Care-Arbeit zu fordern. Der erste allge-
meine Streik der Frauen* in Island war 
mit einer langen Liste von Forderungen 
verbunden. „Wenn die Frauen streiken, 
steht die Welt still“, war die Losung der 
isländischen Frauen*.

Die Rednerin erzählt von ihren Erfah-
rungen mit dem “global women strike“, 
der grenzübergreifend sein muss, weil 
Ländergrenzen Frauen*-Bewegung 
schwächen. Deshalb müssen auch die 
Aktionen und Forderungen so vielfältig 
wie möglich sein, um mit den weltweit 
unterschiedlichen Lebenslagen von 
Frauen* solidarisch umzugehen. Zu 
den gemeinsamen Themen gehören Kli-
maschutz und das Ende der Kriege.

Frauen* in der ganzen Welt tragen 
im erheblichen Maße zum Erhalt der 
Gesellschaft bei. Was sie dafür erhal-
ten, ist ein Leben in Armut. Frauen* 
müssen sich des Wertes ihrer Care-Ar-
beit bewusst werden und für deren An-
erkennung und Bezahlung kämpfen. In 
diesem Kampf werden auch die Männer 
gebraucht, nicht um für die Frauen* 
etwas zu machen, sondern um sich an 
der Care-Arbeit zu beteiligen und die 
Bewegung im Kampf um eine gerechte 
Gesellschaft zu unterstützen.

Die spanische Rednerin beschreibt 
neue Organisationsformen, auf die der 
Erfolg des spanischen Streiks u.a. zurück-
zuführen ist. Entscheidungen wurden im 
Konsens getroffen und zwar in den vier 
Bereichen: Lohnarbeit, Studentische Be-
wegung, Konsumstreik und Sorgearbeit. 
Die Gewerkschaften und die Parteien 
waren bereit zu einem 30-minütigen 
Lohnstreik aufzurufen, nachdem es mit 
monatlichen Plena in Unis, Schulen und 
Bezirken gelungen war, enormen öffentli-
chen Druck aufzubauen. Auch nach dem 
Streik werden weitere Plena durchge-
führt, um den Zusammenhalt aufrecht zu 
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erhalten und Abläufe zu analysieren, um 
für die noch folgenden Streiks Fehler ver-
meiden zu können.

Die Rednerin aus Thailand berichtet 
von Erfolgen der Bewegung der Sex-Ar-
beiterinnen, der es gelungen war, eine 
gute Krankenversorgung und weitere 
Verbesserungen durchzusetzen. Als im 
Jahr 2014 das Militär wieder die Macht 
übernahm, wurden Versammlungen 
und Kritik verboten und der weitere Wi-
derstand riskant.

Eine deutsche Gewerkschafterin 
nennt Themen, die eine wichtige Rol-
le in gewerkschaftlichen Debatten in 
Deutschland spielen: Care, sexualisier-
te Gewalt und Belästigung, der Rechts-
ruck in der Gesellschaft und damit 
verbunden die Zunahme frauen*feind-
licher Politik. Es ist wichtig, sich mit 
den vielen organisierten Frauen* in den 
Gewerkschaften auszutauschen und zu 
verbünden, um die Themen gemeinsam 

solidarisch zu bearbeiten und zur Ver-
änderung der Gesellschaft beizutragen.

Die kurdische Vertreterin betont wie 
wichtig es ist, solidarisch mit Frauen* 
in der ganzen Welt zu sein und eine um-
fassende Sicht der Problematik zu ent-
wickeln. Als wichtige Themen benennt 
sie Kriege in der Welt, den Rechtsruck 
in der Gesellschaft, den Pflegenot-
stand, die Gewalt an Frauen*, Besat-
zung und Morde an queeren Personen. 
Es stellt sich für sie die Frage, ob über 
die Streiks als Protestform hinaus noch 
andere langfristige Widerstandsformen 
und eigene Organisationsstrukturen 
entwickelt werden müssen, um Unrecht 
deutlich sichtbar zu machen und wirk-
sam bekämpfen zu können.

In den USA gab es neben der Occu-
py-Bewegung u.a. viele feministische 
und antirassistische Proteste, die häu-
fig auch eine Antwort auf rechte Politik 
waren, so auch der Women March.  

Durch den Bericht aus Chile wurde 
deutlich, wie groß die Angst der Men-
schen war, nach Pinochet öffentlich zu 
protestieren. Studierende und Frauen* 
trugen den Protest wieder auf die Stra-
ße. Es gab einen 2-monatigen Streik ge-
gen die Universität wegen des Vorwurfs 
der sexuellen Belästigung durch Pro-
fessoren. Außerdem gab es zahlreiche 
Proteste, die die Gewalt gegen Frauen* 
und die sexuelle Gewalt anprangerten. 
Während einer solchen Demo wurden 

drei Frauen* von Rechten erstochen. 
Als Reaktion darauf wurden Schulen 
besetzt. Die Situation der Frauen* in 
Lateinamerika ist geprägt von zahlrei-
chen Diskriminierungen in vielen Le-
bensbereichen und solidarische Protes-
te in Europa sind deshalb hilfreich.

Spätestens nach den Inputs der Re-
fugees aus Afghanistan, Chile, Syrien 
und von der Elfenbeinküste wurde deut-
lich, dass der Kampf für Frauen*-rechte 
ein internationaler Kampf sein muss mit 
der entsprechenden grenzübergreifen-
den Vernetzung und Solidarität. Dazu 
gehören aber auch die Lebensbedin-
gungen der geflüchteten Frauen* hier 
in Deutschland, die mit unsicherer 
Bleibeperspektive und ständiger Angst 
vor der drohenden Abschiebung leben, 
kaum Möglichkeiten haben, ihre erlitte-
nen Gewalt zu bearbeiten, schlimmer 
noch, häufig ähnlichen Gewalterfah-
rungen durch die Security in ihren Un-

terkünften ausgesetzt sind. Frauen* 
kennen ihre Rechte nicht und haben 
kaum Gelegenheit mehr zu erfahren, 
weil sie die deutsche Sprache nicht 
beherrschen. Es fehlen nach wie vor 
Sprachkurse mit organisierter Kinder-
betreuung und Rückzugsräume.  

Auch wenn in Deutschland die Be-
reitschaft zur Gewalt an Frauen* ge-
stiegen ist, so ist es für uns nur schwer 
vorstellbar, dass wir zwangsverheiratet, 
gehängt oder gesteinigt werden, Gefah-
ren, die Frauen* drohen, wenn sie in ihre 
Heimatländer abgeschoben werden.  
Außerdem gibt es auch in allen Ländern 
häusliche Gewalt, in Deutschland wird 
sie häufig als „Familiendrama“ etiket-
tiert, was die Gewalt gegen Frauen* kei-
neswegs weniger grausam macht.

Der Blick über den eigenen Tellerrand 
ist schwieriger, wenn wir aus einem an-
deren Kulturkreis stammen. Ein gegen-
seitiges Verständnis kann nur durch den 
regelmäßigen Austausch auf gleicher 
Augenhöhe erarbeitet werden. Gleiche 
Augenhöhe und die Illusion kultureller 
Überlegenheit schließen sich aus.

Für die Fertigstellung eines gemein-
samen Aufrufs wurde ein 6-stufigen 
Verfahren gewählt, das auch ein Veto 
zuließ. Auf diese Weise entstand ein 
Aufruf, der von allen getragen wur-
de. Die teilnehmenden Frauen* und 
Queers waren sich einig, dass es den 
Streik am 8. März 2019 in Deutschland 

geben wird, dieser soll möglichst viele 
Frauen* und deren Nöte ansprechen, 
deshalb werden Menschen mit und 
ohne bezahlte Erwerbsarbeit ange-
sprochen und an dem Kampf um eine 
friedliche, soziale und ökologische Ge-
sellschaft beteiligt.

Wird der Streik ausreichen, 
um die Gesellschaft auf 
die gewünschte Weise zu 
verändern?

Ein Streik am Internationalen Frau-
en*tag allein wird nicht ausreichen, 
um die angestrebten Veränderungen 
herbeizuführen. Er hat aber, was eben-
falls notwendig ist, den Charakter eines 
„Denkzettels“, der die gesellschaftli-
chen Missstände sichtbar macht und 
Impulse setzt, die Veränderung herbei-
führen können, wenn darüber hinaus 
kreative Widerstandsformen entwickelt 
und umgesetzt werden. In vielen Städ-
ten gibt es bereits Bündnisse, um die-
sen Streik zu ermöglichen, auch wenn 
mit Gegenwind durch die Kapitaleigner 
zu rechnen ist, deren Hauptinteresse 
es ist, die Ware Arbeitskraft so billig wie 
möglich zu erhalten. Das funktioniert 
nur, wenn die unbezahlte Reprodukti-
onsarbeit weiterhin so unproblematisch 
wie bisher überwiegend von Frauen* 
verrichtet wird. Wer das nicht will, soll-
te dazu beitragen, dass der Streik ge-
lingt, auch wenn darüber hinaus auch 
noch andere Maßnahmen notwendig 
sein werden, um die Gesellschaft in der 
gewünschten Weise zu verändern. Der 
Kampf gegen Kapitalismus und Patriar-
chat gehören zusammen.

Wenn wir nicht noch weitere 100 
Jahre warten wollen, bis sich wirklich 
etwas ändert, werden wir den Druck auf 
der Straße erhöhen müssen und das 
geht nur, wenn wir das alle systemüber-
greifend und auch grenzübergreifend 
gemeinsam tun nach dem Motto:

„Wenn wir die Arbeit 
niederlegen, steht die Welt 
still“

�

Der Kampf gegen Kapitalismus und Patriarchat 
gehören zusammen.
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Zur aktuellen politischen Lage

REGIERUNGSKRISE, DIE 
ZEIT NACH MERKEL UND 
EIN GRÜNER HYPE
von David Redelberger

Mit den Landtagswahlen von 
Bayern und Hessen ist das Ende 
der Ära Merkel besiegelt. Am Wah-
labend in Hessen, der letzten Land-
tagswahl im letzten Jahr, erklärte 
sie ihren unmittelbaren Rückzug 
als CDU-Vorsitzende und den Rück-
zug als Regierungschefin zum Ende 
der laufenden Legislaturperiode. 
Großer Wahlgewinner sind die Grü-
nen, die am stärksten von der Kri-
se der Parteien der Großen Koaliti-
on profitieren können.

Die Merkel-Ankündigung folgte (er-
wartungsgemäß) auf die krachende 
Niederlage der beiden GroKo-Parteien 
bei den Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen und zeigt, dass diese Koalition 
keine Zukunft hat. Das geht einher mit 
dem Trend der schon länger anhalten-
den Schwächung der Großen Koalition, 
die tatsächlich gar nicht mehr groß ist, 
seit der Bundestagswahl ein Jahr zuvor. 
Bei den Wahlen in Bayern haben CSU 
und SPD über 21% der Stimmen verlo-
ren, in Hessen SPD und CDU über 22%, 
was einen neuen Tiefpunkt der beiden 
wichtigsten bürgerlichen Parteien in 
Deutschland darstellt. Die Union hat 
zum wiederholten Mal versucht, die AfD 
zu kopieren, auch dieses Mal – wie je-
des Mal – wird eher das Original als die 
Kopie gewählt. Die Stimmen der SPD 
haben vielfach die Grünen abgreifen 
können, DIE LINKE profitiert kaum von 
der Krise der Sozialdemokratie.

Regierungskrise in (noch) 
stabilen Zeiten

Die Regierungsparteien sind in einer 
Krise, und das nicht wegen, sondern 
trotz einer eher ruhigen ökonomischen 
Großwetterlage: Es gibt ein gewisses 
ökonomisches Wachstum und gestie-
gene Beschäftigung (wenn auch zu-
nehmend prekär), wenig betriebliche 
Kämpfe, keine breit in Bewegungen 
artikulierte Unzufriedenheit und trotz-
dem scheint ein Teil der Bevölkerung 
ihre Situation nicht als akzeptabel ein-
zuschätzen. Umso schlimmer, dass die 
DGB-Spitzen voll auf die große Koalition 
gesetzt haben und aus einer Standort-
logik heraus hoffen, dass die eigenen 
Mitglieder die momentane Situation 

möglichst unbeschadet überstehen. 
Das wird sich vermutlich als Trugschluss 
erweisen – es bleibt zu hoffen, dass der 
DGB den Kampf aufnimmt, wenn die 
nächsten Angriffe auf Lebensstandard 
und in der Vergangenheit erkämpfte so-
ziale Rechte kommen.

CDU muss auswechseln

Dass auf Merkel nun Annegret 
Kramp-Karrenbauer als CDU-Chefin 
und vermutlich auch als CDU-Kanzler-
kandidatin folgt, bedeutet erstmal eine 
Fortsetzung des bisherigen Kurses. Sie 
gilt als Merkel-nah und verfolgt eine 
ähnliche Linie. Auch wenn das Austau-
schen einer Person keine grundlegende 
Änderung bedeutet, scheint sie doch 
für manche Schichten unverbrauchter 
daherzukommen, was aktuelle Umfra-
gen zeigen. Diese Stimmung wird sich 
jedoch schnell wieder ändern, sobald 
sie als Teil der Regierung gesehen wird 
oder ihr angehört. Trotzdem spricht ihre 
Wahl zum momentanen Zeitpunkt da-
gegen, dass die AfD auf Bundesebene 
stärker in die Zusammenarbeit mit der 
Union eingebunden wird, auch wenn es 
nicht komplett ausgeschlossen ist. So-
lange es noch andere Möglichkeiten für 
Koalitionen gibt, scheint die AfD noch 
nicht im Sinne des gesamten bürger-
lichen Lagers benötigt zu werden. An-
ders sieht es jedoch auf Landesebene 
aus: Wenn die AfD in den Landtagswah-
len im Jahr 2019 weiter zulegt, könnte es 
schneller als gedacht zu schwarz-blau-
en Koalitionen kommen. Die politische 
Situation in Österreich lehrt uns, dass 
das im Bund (wie auch Rot-Blau im Bur-
genland) schnell zu einer realen Option 
werden kann, was einen politischen 
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Angriff auf die Masse der Bevölkerung 
darstellen würde.

SPD im Todeskampf

Die SPD hingegen hat keine Ände-
rungen in Personal oder Programmatik 
vorgenommen. Sie scheint tatsächlich 
auf ihren finalen Todesstoß zu warten, 
der sie in die Reihe der griechischen, 
französischen und niederländischen 
Sozialdemokratie befördert. Letztend-
lich kann die SPD aber in der momen-
tanen Situation nur verlieren, weder 
Neuwahlen noch ein Weiter so werden 
sie irgendwie aus ihrem Tief befördern 
können. Vor dem Hintergrund gleicht 
die neuerliche SPD-Debatte um die 
Abschaffung von Hartz IV einer Tra-
gik-Komödie: So richtig glaubt ihr das 
niemand, selbst wenn es ein ernst-
gemeinter Vorschlag ist. Es kann eine 
Situation entstehen, wo die SPD aus 
reinem Selbsterhaltungstrieb wieder 
sozialere Forderungen aufstellt und sich 
dementsprechend positioniert. Ob das 
nachhaltig wäre, daran ist stark zu zwei-
feln, ebenso an der Ernsthaftigkeit des 
aktuellen Vorschlags in Punkto Hartz IV. 
Denn auch während des kurzzeitigen 
Schulz-Hypes gab es ähnliche Töne bei 
der SPD, die so schnell verklungen, wie 
sie angeklungen waren.

Bürgerliches Regieren

Ausdruck der politischen Krise ist 
auch, dass die Bürgerlichen momentan 
nicht ihre Wunschkoalitionen durch-
gesetzt bekommen. Bei den Bundes-
tagswahlen ist das Jamaika-Bündnis 
geplatzt und die ziemlich kleine Große 
Koalition nach langem hin und her zu-
stande gekommen. Nach den Wahlen in 
Bayern konnte die CSU nicht mehr al-
leine regieren, in Hessen hat Schwarz-
Grün die sehr knappe Mehrheit gerade 
so halten können, weil die starken Ver-
lust der CDU durch die Zugewinne der 
Grünen ein Stück weit abgefangen wer-
den konnten.

Grüner Hype

Warum nun konnten bei allen Wahlen 
im Jahr 2018 vor allem die Grünen von 
der Krise der anderen bürgerlichen Par-
teien profitieren, und DIE LINKE kaum? 
Die Polarisierung in der Gesellschaft 
hat ihren Ausdruck auch bei den Wah-

len gefunden. Die Polarisierung nach 
links zeigt sich momentan aber eher in 
gesellschaftlichen Mobilisierungen wie 
#unteilbar, auf der Wahlebene konnte 
die Rechte, vor allem in Form der AfD, 
stark zulegen (und ist jetzt in allen Lan-
desparlamenten vertreten). DIE LINKE 
kann ihr Potential in Wahlen nicht abru-
fen, und durch das Abfangen eines gro-
ßen Teils ehemaliger SPD-Wähler*in-
nen stehen stattdessen die Grünen als 
Wahlgewinner da.

DIE LINKE macht es den 
Grünen zu einfach

Vor einem Hintergrund eines sehr 
geringen Levels an Klassenkämpfen 
wird die gesellschaftliche Polarisierung 
nicht zu Klassenpolarisierung. Mo-
mentan findet eher eine Polarisierung 
an Haltungen, Grundstimmungen und 
Werten statt, die die Grünen für sich 
zu nutzen wissen. Eine Stimme für die 
Grünen, so scheint es, ist das deutlichs-
te Signal gegen den Aufstieg der AfD. 
Ihre Politiker*innen verkörpern einen 
moralischen Wohlfühlantirassismus, 
der Haltung zeigt, aber gleichzeitig nie-
mandem wirklich weh tun will – also 
den sozialen Boden von Rassismus und 
Diskriminierung weder benennen ge-
schweige denn angehen will. Eigentlich 
könnte DIE LINKE die Rolle spielen, die 
sozialen Hintergründe nach vorne zu 
bringen. Leider gibt es in ihren Reihen 
sehr zweideutige Signale, was die Fra-
ge von Migration und Bleiberecht für 
alle angeht durch die Äußerungen von 
Sahra Wagenknecht und anderen zum 
„Gastrecht“, #unteilbar und so weiter. 
Das macht es den Grünen besonders 
einfach, sich als Gegenpol zur AfD zu 
präsentieren. Das ist auch ein Versa-
gen der LINKEN, und auch deshalb be-
sonders schade, weil die Grünen in den 
Landesregierungen (wie leider auch DIE 
LINKE, wo sie Teil davon ist) die rassis-
tische Abschiebepolitik voll und ganz 
mittragen und dafür eigentlich viel deut-
licher Kritik abbekommen müssten.

Grüne Heuchelei

Zwei weitere Entwicklungen begüns-
tigen den Höhenflug der Grünen: Die 
scheinbar oppositionelle Haltung und 
das erhöhte Bewusstsein bei der Frage 
von Klimawandel und Umweltschutz. 
Die Grünen haben den Vorteil, wie in 
die FDP auch schon in der Vergangen-

heit hatte, seit längerer Zeit nicht an der 
Bundesregierung beteiligt gewesen zu 
sein. Die letzte Regierungsbeteiligung 
auf Bundesebene war unter Schröder, 
das Personal von damals spielt heute 
kaum eine Rolle in der Partei. Auf Lan-
desebene ist die Situation eine andere, 
dort sind sie in den Regierungen meh-
rerer Bundesländer. Doch obwohl die 
Grünen dort, in diesen Regierungen, 
knallharte kapitalistische Politik ma-
chen und sich der CDU überall, wo es 
nur geht, an den Hals werfen (so zum 
Beispiel auch bei den Jamaika-Verhand-
lungen auf Bundesebene), benutzen 
sie doch ab und an linke Rhetorik und 
haben sich ein oppositionelles Image 
gegen Rechtsruck und Klimawandel be-
wahrt.

Die zweite genannte Entwicklung 
hängt also mit der ersten zusammen. 
Die Grünen haben eine formale Gegner-
schaft zum Klimawandel und sprechen 
sich für Umweltschutz aus. Wo es kon-
kret wird, sieht auch das dann anders 
aus: Es war die rot-grüne Landesregie-
rung in NRW, die die Fortsetzung des 
Braunkohleabbaus im Hambacher Wald 
genehmigt hat. Anders als bei der SPD 
und den sozialen Bewegungen sind die 
Verbindungen zwischen grüner Par-
tei und der Umweltbewegungen nicht 
gekappt. Grüne Parteimitglieder sind 
regelmäßiger und gemeinhin akzeptier-
ter Teil von Demos gegen Kohleabbau 
und Klimawandel, auch wenn gewisse 
Aktivist*innenkreise diese wegen ihrer 
staatstragenden Rolle ablehnen.

Was bringt die Zukunft?

Die Bürgerlichen könnten eine Regie-
rungsbeteiligung der Grünen auf Bun-
desebene allerdings gut gebrauchen. 
Es wäre eine neue Option für eine stabi-
lere, weil durch den hohen Zuspruch für 
die Grünen gestärkte Regierung, auch 
wenn in den momentanen politischen 
Zeiten fast ausschließlich Dreierbünd-
nisse realistisch sind. Sollte es zu Neu-
wahlen vor 2021 kommen, so kann eine 
Koalition unter Beteiligung der Grünen 
als eine wahrscheinliche Möglichkeit 
gelten. Das wiederum würde diese aber 
unter Druck setzen und ihren momen-
tanen Höhenflug womöglich schnell zu 
einem Ende bringen, wenn es an die 
Umsetzung neoliberaler Regierungspo-
litik geht.  

�



24

Auf dem Weg zum Polizeistaat

THE SOUND OF VIOLENCE
von Tim Fürup

Die Sicherheitsbehörden 
erzeugen nicht immer 
Sicherheit

Der Nazi-Skandal rund um die Frank-
furter Polizei wirbelte zum Jahresende 
2018 die Medienlandschaft auf. Ha-
kenkreuze in polizeiinternen Chats, 
Volksverhetzung sowie offener Hass 
auf Migrant*innen: wie kann rechtes 
Gedankengut bei staatlichen Behör-
den existieren, die vom Grundsatz her 
die Bürger*innen schützen und die de-
mokratische Grundordnung bewahren 
sollen? Das hierarchische Prinzip von 
Befehl und Gehorsam scheint undemo-
kratische Strukturen zu begünstigen.

Über eine ganze Dekade lang konnte 
ein Nazi-Netzwerk, das sich selbst Na-
tionalsozialistischer Untergrund (NSU) 
nannte, mordend und Sprengsätze le-
gend durch die Republik ziehen. Viele 
Angehörigen der 9 ausländischen Opfer 

sahen sich zunächst selbst des Mordes 
beschuldigt. Staatsanwaltschaft und 
Landeskriminalämter vermuteten, bis 
zum Auffliegen des NSU, keine rassisti-
schen Motive hinter der Mordserie. Be-
merkenswert ist die Aussage des LKA 
Baden-Württemberg: „Vor dem Hinter-
grund, dass die Tötung von Menschen 
in unserem Kulturraum mit einem ho-
hem Tabu belegt ist, ist abzuleiten, dass 
der Täter hinsichtlich seines Verhal-
tenssystems weit außerhalb des hiesi-
gen Normen- und Wertesystems veror-
tet ist“ (operative Fallanalyse des LKA 
Baden-Württemberg 2007, BT-Drucksa-
che 17/14600). Diese an Geschichts-
vergessenheit kaum zu übertreffende 
Relativierung deutscher Verbrechen 
der Vergangenheit ist auch ein Parade-
beispiel für institutionellen sowie struk-
turellen Rassismus in Deutschland. 
Dass jedoch die staatlichen Institutio-
nen von Verfassungsschutz, Geheim-
dienst und Polizei mindestens von den 
Nazi-Morden wussten und Beweise zur 
Aufklärung vernichteten, im schlimms-
ten Fall aber Behörden Beihilfe zum 
Mord geleistet hatten, legt Strukturen 
des Staates offen, die demokratie- und 
rechtsfrei sind. Der Prozess in Mün-
chen konnte und wollte die Verstrickun-
gen von Naziszene und Staat nicht auf-
decken.

Andererseits war der G20-Gipfel in 
Hamburg im Juli 2017 ein gewaltvoller 
Vorgeschmack auf das, was passieren 
könnte, wenn tatsächlich ein Erfolg 
versprechender, emanzipatorischer 
Protest gegen die kapitalistische Welt-
ordnung und ihrer Repräsentant*innen 
aufkommt. Hamburg war in diesem Sin-
ne ein Versuchslabor zur Aufstandsbe-
wältigung der Herrschenden. Eine auf 
Eskalation setzende und durchmilitari-
sierte Polizei zerschlug innerhalb weni-
ger Minuten eine legale Demonstration. 
Hausdurchsuchungen bei Aktivist*in-
nen im Vorfeld sowie im Nachhinein, 
Datenspeicherung, Überwachung und 
Ausspähung von Telekommunikations-
systemen – nach dem reaktionären 
Staatsrechtler Carl Schmitt ist Souve-

rän, wer über den Ausnahmezustand 
entscheidet: Beim G20-Gipfel wurde 
klar, Souverän ist nicht die Bevölkerung. 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
können jederzeit ausgehebelt werden, 
bürgerliche Freiheiten und Grundrechte 
können spontan neu verhandelt und ab-
gebaut werden.

  Innere Sicherheit und der 
bürgerliche Staat

Bei den obigen Beispielen beförderte 
der bürgerliche Staat für Migrant*innen 
und Linke keine Sicherheit – er zeigte 
hier sein repressives, ja sogar reaktio-
näres Gesicht. Dies verdeutlicht, dass 
der Staat nicht neutral – im Sinne von 
über dem Klassengegensatz schwe-
bend – ist. Vielmehr ist er Ausdruck 
eines politischen Kräfteverhältnisses 
und letztendlich ein Feld zur Durchset-
zung von (Klassen-)Interessen sowie 
Instrument zur Erhaltung der Macht- 
und Eigentumsverhältnisse. Gerade die 
Interpretation von Gesetzen ist eine 
politische Frage. Dies soll aber nicht 
heißen, dass der Staat nur Zwang und 
Unterdrückung für seine Bürger*innen 
beinhaltet. Durch soziale oder demokra-
tische Zugeständnisse wird ebenso Zu-
stimmung der Beherrschten generiert, 
andernfalls würde ein Aufstand riskiert, 
der von den Herrschenden nicht gewollt 
ist. Das Kräfteverhältnis zwischen Kon-
sens und Zwang scheint sich jedoch in 
letzter Zeit in Ungleichgewicht zu bege-
ben: Einige linke Autoren gehen davon 
aus, dass sich der Staat zu einem au-
toritär-kapitalistischen Gebilde wandelt 
– dies passiert offensichtlich auch ohne 
rechtspopulistische Parteien wie die 
AfD in Regierungsverantwortung, son-
dern wird durch die bürgerlichen Partei-
en selbst durchgesetzt. Angela Merkels 
Begriff der „marktkonformen Demo-
kratie“ weist beispielsweise darauf hin, 
dass der Rechtsstaat noch mehr als zur 
Zeit des Fordismus nach dem Zweiten 
Weltkrieg den Bedürfnissen des Kapi-
tals angepasst wurde, der Mensch hin-

Tim Fürup ist Mitglied des 
Bundessprecher*innenrates 
sowie der Bundesgeschäfts-
führer der Antikapitalisti-
schen Linken. Er beschäftigt 
sich mit Themen wie Staats- 
und Kapitalismuskritik sowie 
der ökologischen Frage.



25

gegen verkommt bei Wahlen lediglich 
zum Stimmvieh. Dies ist dann auch ein 
Ausdruck einer tiefen Legitimationskri-
se des parlamentarischen Systems und 
des Zerbröckelns von Volksparteien.

Andererseits können mit perma-
nenten Erzählungen von Unsicherhei-
ten, (islamistischen) Terrorismus oder 
wachsender Kriminalität Stimmungen 
innerhalb der Bevölkerung erzeugt wer-
den, die den Abbau von Grund- und 
Freiheitsrechten erleichtern und somit 
weitgehend legitimieren. In dieses Horn 
blasen alle bürgerlichen Politiker*in-
nen, Medien und Repräsentant*innen 
der kapitalistischen Ordnung.   

Spätestens nach den Anschlägen 
vom 11.09.2001 in den USA stehen 
Muslimas und Muslime unter General-
verdacht, Terrorismus und Kriminalität 
in die westlichen Gesellschaften zu 
bringen. Dieses Ereignis hat die oben 
beschriebene Tendenz beschleunigt 
und den Diskurs um innere Sicherheit 
nahezu hysterisch werden lassen. Nicht 
dass hier etwas Falsches stehen bleibt: 
Islamistische Terroranschläge und Ge-
waltkriminalität sind abzulehnen, aber 
sie werden dennoch instrumentali-
siert, um Kriege zu führen und Gesetze 
zu verschärfen. Die Aufrüstung sowie 
der Ausbau der Polizei wird so als All-
heilmittel zur Herstellung von innerer 
Sicherheit angepriesen. Leider gehen 
auch Teile der Partei DIE LINKE bei die-
ser Argumentation mit. Das Einstellen 
von mehr Polizeibeamt*innen und die 
weitere Bewaffnung von Sicherheitsor-
ganen schafft jedoch keinen wesent-
lichen Beitrag zur Terrorbekämpfung 
und Kriminalitätsvermeidung. Generell 
muss festgehalten werden, dass sich 
die Debatte eher um gefühlte, denn 
um reale Sicherheitsbedenken dreht. 
Wenn es tatsächlich um Sicherheit 
geht, müsste die Diskussion auch und 
vor allem soziale Sicherheit einbezie-
hen. Dazu würde vor allem gehören, die 
Perspektivlosigkeit bei den von Armut 
Bedrohten, den Niedriglöhnern, den 
Erwerbslosen etc. zu beseitigen. Dann 
müssten Armutsbekämpfung, Vermei-
dung von Gesundheitsschäden oder 
Beendigung der Umweltzerstörung 
erste und wichtige Schritte sein, um 
das Leben der Menschen risikofreier 
zu organisieren. Stattdessen wurden 
auch schon vor Einführung der neuen 
Polizeigesetze in den Ländern massiv 
Grund- und Bürgerrechte abgebaut: 
Verschärfung von Versammlungsrech-
ten in einigen Bundesländern, Vorrats-
datenspeicherung, Videoüberwachun-

gen, Online-Durchsuchungen sowie 
der Einsatz von Bundestrojanern zur 
Umgehung von Verschlüsselung, Aus-
bau von Geheimdiensten im Zuge der 
Anti-Terror-Gesetze, Einsatz von ver-
deckten Ermittler*innen, Bundeswehr 
im Innern etc. Die neuen Polizeigesetze 
in den Ländern sind eine weitere Stufe 
hin zum autoritären Kapitalismus.         

Die neuen Polizeigesetze

In allen Bundesländern der Republik 
werden seit Mitte 2017 neue Polizeige-
setze auf den Weg gebracht oder sind 
schon beschlossen worden – die Aus-
nahme bildet Thüringen: hier kann sich 
Bodo Ramelow wohl nicht leisten, vor 
der nächsten Landtagswahl ein solches 
Gesetz einzubringen, schließlich will er 
seinen Ministerpräsidentenposten ver-
teidigen, dies heißt jedoch nicht, dass 
es ausgeschlossen ist, dass auch hier 
nach den Wahlen Ähnliches vorange-
trieben wird. Zunächst einmal muss 
festgehalten werden, dass das Polizei-
recht Teil der Ländergesetzgebung ist, 
da es präventiv zur Gefahrenabwehr 
dienen soll – im Unterschied zu bereits 
begangenen Straftaten, die Bundes-
angelegenheiten durch Strafgesetzge-
bung und -verfolgung sind. Daher sind 
die Gesetze vom Bundesland abhängig 
und bundesweit nicht einheitlich gere-
gelt.

Das strikteste neue Polizeigesetz ist 
zweifelsohne (auch schon vor der Er-
neuerung) dasjenige aus Bayern (hier 
heißt das Gesetz Polizeiaufgabenge-
setz, Abkürzung PAG). Die Polizeigeset-
ze der anderen Länder gehen in diesel-
be Richtung, beinhalten jedoch einige 
Aspekte nicht oder in abgemilderter 
Form. Dennoch werden sich durch die 
Neuerungen die Sicherheitsstrukturen 
der Länder annähern. Auch die beiden 
Länder Brandenburg und Berlin, die von 
DIE LINKE mitregiert werden, werden 
ihre Polizeigesetze verschärfen, obwohl 
beide Länder nochmal innerhalb ihrer 
Koalitionen verhandeln wollen. Trotz-
dem muss leider festgestellt werden, 
dass auch hier DIE LINKE in Regie-
rungsverantwortung maximal abfedern-
den Charakter haben wird – grundsätz-
lich wird kein Widerstand gegen die 
neue Gesetzgebung zu erwarten sein, 
da beide Landesregierungen sich auf 
weiteren Ausbau von Polizei und deren 
Bewaffnungen (vor allem Taser und Bo-
dycams) verständigt haben. Es sollen 

im Weiteren einige wichtige Verschär-
fungen diskutiert werden.  

Generell wird in allen Bundesländern 
als Begründung für die Verschärfung 
der neuen Polizeigesetze die Terrorab-
wehr und die Modernisierung von po-
lizeilichen Mittel genannt. Jedoch ist 
damit zu rechnen, dass die Modifizie-
rungen nicht nur Terrorismusbekämp-
fung vorsehen werden, sie werden sich 
auch gegen (linke) Demonstrationen 
oder Protestkundgebungen richten und 
damit richten sich die neuen Verschär-
fungen gegen alle Bürger*innen. Im 
Wesentlichen gibt es drei Änderungen 
in allen Ländern, diese betreffen die 
sogenannte Vorverlagerung von polizei-
lichen Eingriffen (dies wird die Einsätze 
und Maßnahmen polizeilichen Han-
delns erweitern), freiheitsentziehende 
Maßnahmen werden weiter ausgebaut 
sowie verdeckte technische Überwa-
chung in größerem Umfang ermöglicht. 
Dies wird nun näher erläutert:

Erstens: Da das Polizeirecht zu er-
wartende Gefahren abwehren soll, 
fanden die Straftaten, Anschläge oder 
generell Gefahren noch nicht statt. Auf 
Grund von polizeilichen Erwartungen 
/ Prognosen bezüglich des möglichen 
kriminellen Verhaltens einer Person, 
kann dann ein Eingriff oder eine Über-
wachung stattfinden. Dies ist vorher 
schon generelle Polizeipraxis gewesen 
und steht so im Polizeirecht. Im Juris-
tendeutsch heißt das, dass die Polizei 
begründen musste, dass bei ungehin-
dertem Verlauf des zu beurteilenden 
Sachverhalts mit hinreichender Wahr-
scheinlichkeit ein Schaden für ein zu 
schützendes Rechtsgut eingetreten 
wäre. Es sollte Willkür ausgeschlossen 
und eine konkrete Gefahr dargelegt 
werden, so dass der Vorgang über-
prüfbar und nachvollziehbar ist. Neu 
ist in den Polizeistatuten der Länder 
nun, dass die Bedingungen, die dann 
ein Eingreifen / Überwachen recht-
fertigen, nicht mehr auf die konkrete 
sondern auf die „drohende Gefahr“ 
definiert werden. Damit reicht es nun 
aus, eine (noch nicht begangene) Straf-
tat in absehbarer Zukunft (also im wei-
ten Vorfeld der Handlung selbst – der 
Film „Minority Report“ lässt grüßen) 
als wahrscheinlich zu deklarieren, dann 
kann durch die Behörden früher ein-
gegriffen werden und die Überprüfbar-
keit, ob die Tat begangen worden wäre 
oder nicht, ist nicht mehr in dem Maße 
gegeben. Dies könnte dann zur Recht-
fertigung von Ingewahrsamnahme von 
linken Aktivist*innen im Vorfeld von 
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Kundgebungen oder Ähnlichem dienen. 
Der Begriff der „drohenden Gefahr“ 
regt nicht nur unter Linken zu Protest 
an: liberale Bürgerrechtler*innen sehen 
Potential für staatliche Willkür in dieser 
Vorverlagerung. Die Frage nach Kont-
rollgremien von  Außen, die die Polizei 
und die staatlichen Behörden beobach-
ten, drängt sich auf, dies ist aber nicht 
vorgesehen.

Zweitens: Bei einer tatsächlich be-
gangenen Straftat gilt das Strafgesetz 
und es kommt womöglich zu einer In-
haftierung. Bei noch nicht begangenen 
Taten ist im Polizeirecht der Gewahr-
sam als Präventivmittel vorgesehen, um 
die Gefahr abzuwenden (egal ob diese 
stattfinden wird oder nicht). In der Re-
gel ohne Beteiligung eines Rechtsan-
waltes werden nun die durch die Gefah-
renprognose der Polizei Verdächtigten 
vorübergehend (bis die Gefahr vorüber 
ist) in Gewahrsam genommen. In der 
Regel betrug die Zeitspanne des Ge-
wahrsams nicht mehr als 48 Stunden 
(dies war zumeist die Zeit, die für das 
Vorübergehen des Gefahrenpotentials 
nötig war – z.B. bei einer Großveran-
staltung wie ein Fußballspiel). Dies hat 
sich jedoch verschärft: In Bayern bei-
spielsweise kann der Gewahrsam drei 
Monate dauern und beliebig häufig um 
immer weitere drei Monate verlängert 
werden. Andere Bundesländer sehen 
keine beliebige Verlängerung des Ge-
wahrsams vor – dennoch haben alle 
Länder die Maximalzeiten für den Ge-
wahrsam angehoben. Des Weiteren 
werden im Zuge dieser Änderungen 
auch Aufenthaltsanordnungen ver-
hängt: Dies bedeutet, dass die betrof-
fene Person den Bezirk oder die Stadt 
für eine bestimmte Zeit nicht verlassen 
darf. Kontrolliert werden soll dies mit 
elektronischen Fußfesseln. Außerdem 
können Kontaktverbote mit anderen 
verdächtigen Personen ausgesprochen 
werden.

Drittens: Die Ausweitung der ver-
deckten technischen Überwachung 
wird durch die neuen Polizeigesetze 

nun auch bei Gefahrenprognose auf die 
Spitze getrieben. Telefonüberwachung, 
Staatstrojaner (Software, die ohne Wis-
sen des Überwachten auf Handy oder 
PC gespielt wird, um direkt am Bild-
schirm des Überwachten zu spionieren 
und damit wird die Verschlüsselung 
umgangen), Online-Durchsuchungen 
sollen hier nur als Stichworte dienen, 
all das ist nun auch Bestandteil der Po-
lizeigesetze auf Landesebene.

Weitere Befugnisse in manchen 
Ländern (mal mehr, mal weniger) sind 
der Ausbau von Videoüberwachung 
(manchmal auch mit Gesichtserken-
nung) an vermeintlich gefährlichen Or-
ten oder in Gegenden mit hoher Men-
schendichte. Die Aufrüstung der Polizei 
soll nun auch gesetzlich vorangetrieben 
werden: Der Einsatz von Taser (Elektro-
schock-Pistolen), Handgranaten oder 
vermehrt Maschinengewehren soll vor 
Terror schützen – hoffentlich geht das 
nicht nach hinten los.         

Die neuen Polizeigesetze sind ein 
Anschlag auf die Bürgerrechte. Der 
Kampf gegen den Terror dient hierbei 
nur als Tarnung – in Wahrheit wird ein 
derartiger Sicherheitspopulismus be-
trieben, der autoritäre Staatsstruktu-
ren schaffen soll und wohl auch wird. 
Viele Maßnahmen werden letztendlich 
der Aufstandsbekämpfung dienen und 
linke, emanzipatorische Projekte sollen 
dadurch im Keim erstickt werden. Auf 
und rund um Demonstrationen oder 
Protestkundgebungen sollen vermehrt 
Aktivist*innen eingeschüchtert wer-
den. Die Repression, die sie erfahren 
werden, soll sie vom Widerstand gegen 
die Macht- und Eigentumsverhältnisse 
abhalten. Damit sollen die Bürger*in-
nen staatskonform normiert werden.

Die Bewegung, die den 
jetzigen Zustand aufhebt

Nein zu dieser Polizeigesetzgebung! 
Weg mit allen Gesetzesverschärfungen!

Der Abwehrkampf zur Verteidigung 
von Grund- und Freiheitsrechten und 
gegen die Polizeigesetze hat längst be-
gonnen. Bündnisse haben sich gegrün-
det, z.B. in Bayern, Niedersachsen oder 
NRW, um dort die geplanten Gesetzes-
verschärfungen zu verhindern – bei-
spielsweise hatte der Druck in Bremen 
und NRW Erfolg, hier wurden die Ge-
setzesentwürfe vorerst zurückgezogen 
und sollen im nächsten Jahr neu ver-
handelt werden. In München demons-
trierten am 10.05.18 ca. 40.000, am 
07.07.18 in Düsseldorf ca. 20.000 und 
in Hannover am 08.09.18 über 10.000 
Menschen gegen die jeweiligen neuen 
Polizeigesetzgebungen. Dies macht 
viel Mut. Zu hoffen bleibt, dass es nun 
auch zu einem offensivem Kampf gegen 
die allgemeinen sozialen Verhältnisse 
kommt: #unteilbar, die Klimaproteste 
rund um den Hambacher Forst oder 
Proteste gegen Polizeigesetze waren 
deutliche Zeichen des Widerstands 
gegen die Zerstörung von Asylrecht, 
Umwelt und Rechtsstaat. Hier muss 
2019 weitergemacht werden. Der Kapi-
talismus ist nicht mehr fähig, seine ei-
genen Widersprüche und Krisen zu be-
wältigen. Daher wird von herrschender 
Seite auf staatliche Repression gesetzt, 
um die kapitalistische Verwertungslogik 
am Laufen zu halten.

Es muss Schluss sein mit der Ideolo-
gie „There is no alternative“. Schluss mit 
der Zustimmung zum Beherrscht-wer-
den. Schluss mit der Staatsräson des 
Antikommunismus: die Feinde der De-
mokratie stehen weder links noch ha-
ben sie einen Migrationshintergrund. 
Vielmehr sind es die Repräsentant*in-
nen und Nutznießer*innen der bürger-
lichen Ordnung, die die Menschen de-
mütigen, die Natur ausbeuten und die 
Demokratie abbauen.

Es ist notwendiger denn je, eine Be-
wegung zu errichten, die den jetzigen 
Zustand aufhebt. Gehen wir es gemein-
sam an – eine andere, repressionsfreie 
Welt ist möglich!
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Die Linke
und das Regieren

� ies Gleiss / Inge Höger /
Lucy Redler / Sascha Stanicic (Hg.)

Nach Goldschätzen graben, 
Regenwürmer finden 

Kapitalismus 
bedeutet Krieg, 
Umweltzerstörung 
und Armut

Grundsatztext der AKL, in mittlerwei-
le vierter Auflage. 

Eine Analyse der tiefgehenden Krise 
des Kapitalismus und einer EU, in der 
statt des Versprechens einer Grenzen-
losen Freiheit Faschismus und Natio-
nalisms gedeihen. Als Alternative wird 
eine sozialistische Gesellschaft, aber 
auch der Weg dahin dargestellt: Eine 
LINKE, die in außerparlamentarischen 
Bewegungen zu hause ist und in Stadt-
teilen und Betrieben verankert. 

42 Seiten
Erhältlich über:
info@antikapitalistische-linke.de

Nach Goldschätzen 
graben, Regenwürmer 
finden – Die Linke 
und das Regieren

Für eine kämpferische 
Kommunalpolitik – 
eine andere Kommune 
ist möglich

Sammelband zur Debatte um eine 
linke Kommunalpolitik auf dem Bielefel-
der LINKE-Parteitag im Juli 2015. 

Wie kann auf Kommunaler Ebene Wi-
derstand gegen Sparpolitik organisiert 
werden, wie kommt man gegen soge-
nannte Sachzwänge an? Wie können 
Kommunen finanziell bessergestellt 
werden?

Außerdem dokumentiert: Eine Rede 
von Claus Ludwig auf dem Bielefelder LIN-
KE-Bundesparteitag zur Kommunalpolitik. 

26 Seiten
Erhältlich über:
info@antikapitalistische-linke.de

Lesehinweise

Sollen sozialistische Parteien Koaliti-
onen mit Sozialdemokraten und Grünen 
eingehen? Und wenn ja, unter welchen 
Bedingungen? Oder sollen Regierungs-
ämter nur übernommen werden, wenn 
sie zum Sturz des kapitalistischen Sys-
tems eingesetzt werden können? Oder 
auch gar nicht? 

Mit Beiträgen von Özlem Demirel, Syl-
via Gabelmann, Thies Gleiss, Inge Höger, 
Ekkehard Lieberam, Lucy Redler, Bernd 
Riexinger, Sahra Wagenknecht und Janine 
Wissler. Erschienen im PapyRossa Verlag.

ISBN 978-3-89438-623-8
256 Seiten, 14,90 Euro

akl
Antikapitalistische Linke

Für eine kämpferische

Kommunal-
politik

Eine andere Kommune ist möglich!

www.antikapitalistische-linke.de

KONTAKT ZUR AKL:
Website:
www.antikapitalistische-linke.de

E-Mail:
info@antikapitalistische-linke.de

Für die AKL Spenden:
DIE LINKE. Parteivorstand
Konto-Nr. 132 257 31
BLZ 100 500 00
Berliner Sparkasse
Kennwort „Antikapitalistische Linke“



Die Antikapitalistische Linke (AKL) ist eine politische Strömung in 
der Partei Die Linke. Sie besteht aus bewegungsorientierten Mit-
gliedern der Partei DIE LINKE, aber auch aus Parteilosen. Sie sieht 
sich als Brückenglied zwischen der Partei DIE LINKE und den außer-
parlamentarischen Bewegungen. Die AKL setzt sich für die weitere 
Stärkung des antikapitalistischen Profils der Partei DIE LINKE ein.

www.antikapitalistische-linke.de


